












































































































































































 


Kurzübersicht  


zur Stellungnahme zum Bericht über die Spezialprüfung 2013 "Un-


tersuchung offener Fragen bei der BVB" durch die Finanzkontrolle 


des Kantons Basel-Stadt 


  


1 Im Sinne einer Übersicht fassen wir nachfolgend die wesentlichen Punkte 
unserer heutigen Stellungnahme zum Bericht der Finanzkontrolle des 
Kantons Basel-Stadt zusammen: 
 


1. Gültigkeit des Spesenreglements der BVB 


2 Der Zentrale Personaldienst des Finanzdepartements des Kantons Basel-
Stadt vertritt die Auffassung, das Spesenreglement der BVB sei nicht gül-
tig, weil die Personalkommission dem Spesenreglement nicht zugestimmt 
habe. Diese Auffassung ist falsch.  


3 Gesetzeswortlaut und Auslegung des Wortlautes unter Beizug der 
Materialien (Gesetzgebungsgeschichte) führen zum klaren Ergebnis, dass 
die Konsultation der Personalkommission keine konstitutive Vorausset-
zung für das Personalreglement darstellt; das vom Verwaltungsrat erlasse-
ne Spesenreglement ist gültig. Leistungen, die gestützt auf das Spesenreg-
lement der BVB erlassen wurden, sind korrekt erfolgt. 


2. Überstundenentschädigung 


4 Den verantwortlichen Personen der BVB war nicht bewusst, dass am 
1. Juni 2012 eine Änderung der Arbeitszeitverordnung in Kraft getreten 
ist. Grund für diese Unkenntnis war eine Verkettung von unglücklichen 
Umständen, die teilweise im Verantwortungsbereich der BVB, teilweise 
im Verantwortungsbereich des Kantons Basel-Stadt liegen. 


5 Hätten die verantwortlichen Personen der BVB gewusst, dass eine 
Ausrichtung der Überstundenentschädigung an Mitarbeitende der Lohn-
klassen 20 – 28 nicht mehr erlaubt ist, wären diese Leistungen nicht mehr 
erfolgt. Man weiss heute, dass die entsprechenden Auszahlungen nicht 
korrekt waren; sie erfolgten aber nicht in böser Absicht. Der Dienstweg 
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wurde in jeder Beziehung eingehalten und die Ausrichtung erfolgte rechts-
gleich an alle Mitarbeitenden. 


3. Submissionsverfahren 


6 Die Herren Gudenrath, Baumgartner und Brunner haben in den letzten 
Jahren viel unternommen, um die Einhaltung der Submissionsvorschriften 
durchzusetzen. Dabei war klar, dass man mit den grossen Ausschreibun-
gen anfängt und nicht alles auf einmal ändern kann. 


7 Der Vorwurf, dem Thema Einhaltung der Submissionsvorschriften sei 
unter der Leitung der Herren Gudenrath, Baumgartner und Brunner zu 
wenig Gewicht beigemessen worden, ist unbegründet. Jede dieser drei 
Personen befasst sich seit ihrem Eintritt in die BVB intensiv mit dem 
Thema Submissionen und ist bemüht, die Einhaltung der Vorschriften 
durchzusetzen. Dass in einem Unternehmen, in welchem während Jahren 
die Submissionsvorschriften nicht beachtet wurden und das sehr viele und 
umfangreiche Beschaffungen tätigt, nicht alle (altrechtlichen) Missstände 
von einem Tag auf den anderen behoben werden können, ist offensichtlich. 
Die Vorwürfe in Sachen Einhaltung der Submissionsvorschriften richten 
sich an die falschen Personen.  


4. Letter of Intent vom 5. Dezember 2010 


8 Der Letter of Intent war für Herrn Jürg Baumgartner eine wesentliche 
Grundlage für den Entscheid, ob er die Stelle als Direktor der BVB antre-
ten soll oder nicht. Der Letter of Intent wurde durch den Verwaltungsrat 
der BVB als Anstellungsbehörde verfasst; Herr Jürg Baumgartner durfte 
darauf vertrauen, dass der Verwaltungsrat befugt ist, die im Letter of Intent 
umschriebenen Leistungen zuzusichern. Gründe, die an der Richtigkeit 
dieses Dokuments hätten zweifeln lassen, gab es für Herrn Jürg Baumgart-
ner nicht. Der Letter of Intent ist Vertragsbestandteil geworden und damit 
gültig.  


9 Herr Jürg Baumgartner durfte und darf damit rechnen, dass die BVB als 
Arbeitgeberin die vertraglich zugesicherten Leistungen erbringt. 
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5. Schlussfolgerung 


10 Den Herren Gudenrath, Baumgartner und Brunner kann – entgegen dem 
Bericht der Finanzkontrolle – mit Bezug auf das Spesenreglement und die 
Submissionsverfahren kein Fehlverhalten vorgeworfen werden; für den 
nachvollziehbaren Fehler im Rahmen der Überstundenentschädigung ent-
schuldigen sie sich. 


11 Die Finanzkontrolle wird gebeten, ihren Bericht nochmals kritisch 
durchzusehen.  


 
Baden, 28. November 2013  
 
Dr. Michael Merker 
Georg Klingler 
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HÜnI


Herrn
Dr. Hans-Peter Wessels


Regierungsrat


Vorsteher Bau- und Verkehrsdepartement


Münsterplatz I I
4001 Basel


OBERSTADTSTRASSE 7


POSTFACH 2060
CH.54O2 BADEN


Stellungnahme zum Bericht über die Spezialprüfung 2013 "Llntersu-
chung offener Fragen bei der BVB" durch die Finanzkontrolle des


Kantons Basel-Stadt


Sehr geehrter Herr Regierungsrat


Die Herren Martin Gudenrath, Jürg Baumgartner und Franz Brunner ha-


ben uns beauftragt, ihre Interessen wahrzunehmen (Vollmachten, Beilage


1, werden nachgereicht); Hintergrund der Beauftragung ist der Umstand,


dass sich juristische Fragen stellen, die durch den Kanton ebenfalls durch


eine j uristische Fachperson abgeklärt wurden.


Wir nehmen zrlm Bericht über die Spezialprüfung 2013 "Untersuchung


offener Fragen bei der BVB" durch die Finanzkontrolle des Kantons Ba-


sel-Stadt wie folgt Stellung:


I. Einleitende Bemerkungen


A. Spesenreglement


1. Wortlaut und Auslegung - Spesenreglement ist gültig


Der Verwaltungsrat der Basler Verkehrs-Betriebe (nachfolgend BVB) hat


am 30. Ãpril2012 ein Spesenreglement für die BVB erlassen. Der Zenta'
le Personaldienst des Finanzdepartements des Kantons Basel-Stadt (nach-
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folgend Zentraler Personaldienst) vertritt in seinen rechtlichen Abklärun-
gen vom 15. Oktober 2013 die Auffassung, dieses Spesenreglement sei


nicht gtiltig, weil die Personalkommission dem Speserneglement nicht


zugestimmt habe. Diese Auffassung ist unseres Erachtens falsch.


Mit der Revision des Gesetzes betreffend Verwaltung und Organisation


der Basler Verkehrs-Betriebe (aBVB-OG) vom 16.Dezember l97I wollte
der Stimmbürger die BVB mit mehr Autonomie ausstatten, in einem be-


schråinkten Mass verselbständigen und damit sicherstellen, dass die BVB
als eigenstdndiges Unternehmen gefi)hrt werden können. In $ 1 Abs. 2 des


Organisationsgesetzes des Basler Verkehrs-Betriebe (BVB-OG; SG


953.100) vom 10. Mär22004 wurde folgerichtig ausdrücklich festgehalten,


dass die BVB ein marktorientiertes Unternehmen sind und nach unterneh-


merischen Grundsätzen geführt werden müssen.


Als Folge dieser Marktorientierung wurde dem Verwaltungsrat in $ 13


Abs. I BVB-OG auch die Kompetenz eingeräumt, personalrechtliche Reg-


lemente zu erlassen, die von den vom Regierungsrat erlassenen Reglemen-


ten abweichen.};4.it solchen Reglementen sollen flexible und betriebsspezi-


fische Regelungen ermöglicht werden (vgl. Bericht der Spezialkommission


OeV-G/BVB-OG vom 21. Januar 2004 zum Ratschlag Nr. 9186 betreffend


Erlass eines Gesetzes über den öffentlichen Verkehr tÖVG] und betreffend


Revision des Gesetzes betreffend Organisation und Verwaltung der Basler


Verkehrs-Betriebe [BVB-OG] vom 16. Dezember 1971, S. 28). Der Ver-


waltungsrat kann solche Reglemente im Einvernehmen mit der Personal-


kommission erlassen (vgl. $ 13 Abs. I Satz 2 BVB-OG).


Der Zentrale Personaldienst vertritt die Auffassung, dass vom Verwal-
tungsrat erlassene Personalreglemente nur dann gültig seien, wenn die Per-


sonalkommission ausdrücklich zugestimmt hat. Diese Rechtsauffassung


findet keine Grundlage im Organisationsgesetz der BVB. $ 13 Abs. 1 Satz


2 BVB-OG spricht lediglich von "Einvernehmen". Eine Bestimmung, wo-


nach die Zustimmung der Personalkommission Gültigkeitsvoraussetzung


für solche Personalreglemente bildet, enthält das Gesetz nicht.


Dass der Gesetzgeber eine solche Zustimmung gewollt hat, ergibt sich


auch nicht aus den Materialien zum Organisationsgesetz der BVB. Mit
dem Einbezug der Personalkommission sollte sichergestellt werden, dass


die Interessen der Arbeitnehmer gewahrt bleiben. Gemäss Bericht der Spe-
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zialkommission OeV-G/BVB-OG vom2l. Januar 2004 soll die Personal-


kommission vorgängig miteinbezogeî und angehört werden; dass die Per-


sonalkommission dem Reglement ausdrücklich zustimmen muss, ergibt


sich aus den Materialienzu dieser Gesetzesrevision nicht (vgl. Bericht der


Spezialkommission OeV-G/BVB-OG vom 21. Januar 2004 zum Ratschlag


Nr. 9186 betreffend Erlass eines Gesetzes über den öffentlichen Verkehr


tÖVG] und betreffend Revision des Gesetzes betreffend Organisation und


Verwaltung der Basler Verkehrs-Betriebe [BVB-OG] vom 16. Dezember


1971, s. 28). Der Einbezug der Personalkommission hat einen gewerk-


schaftlichen und personalrechtlichen Grund; es soll sichergestellt werden,


dass das Personal seine Anliegen einbringen kann, weil es vom Reglement


direkt betroffen ist; es sollte auch sichergestellt werden, dass neue, im Au-


tonomiebereich erlassene Reglemente, die Mitarbeitenden der BVB ohne


Anhörung nicht schlechter stellen als die Reglemente, die für das übrige


Staatspersonal des Kantons Basel-Stadt gelten. Der Einbezug hat Schutz-


funktion zugunsten des Personals, nicht gegen das Personal.


Gesetzeswortlaut und Auslegung des Wortlautes unter Beizug der


Materialien (Gesetzgebungsgeschichte) führe n zûm klaren Ergebnis, dass


die Konsultation der Personalkommission keine konstitutive Vorausset-


zung für das Personalreglement darstellt; das vom Verwaltungsrat erlasse-


ne Spesenreglement ist gültig.


2. Folgen bei hypothetischer Annahme eines Fehlers


Am Rande sei gesagt, dass nicht jeder formelle Fehler bei der Schaffung


eines Rechtserlasses dazu führt, dass der Erlass ungültig ist. Eine solche


Betrachtungsweise würde dem Vertrauensschutz widersprechen. Gemäss


bundesgerichtlicher Rechtsprechung kann nur ein gravierender formeller


Fehler im Rechtsetzungsverfahren zrr Anfechtbarkeit des betroffenen Er-


lasses führen; selbst ein solcher Fehler führt aus Gründen der Rechtssi-


cherheit keineswegs immer zur Unverbindlichkeit des entsprechenden Er-


lasses (BGE 133 I 178).


Im vorliegenden Fall leidet das Spesenreglement der BVB nicht an einem


so gewichtigen Fehler, dass es ungültig wäre. Das Organisationgesetz


spricht lediglich von einem Einbezug der Personalkommission; eine aus-


drückliche Zustimmung wird nicht verlangt. Das wäre schweizweit auch
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eine singuläre, äusserst unpraktische Lösung, weil die Personalkommissi-


on den Betrieb der BVB mit dieser Kompetenz vollständig lahmlegen


könnte. Das war ohne Zweifel nicht die Absicht des Gesetzgebers.


Das Spesenreglement der BVB sieht weitergehendere Leistungen ftir die


Mitarbeitenden vor als die Verordnung über die Ausrichtung von Spesen


und Entschädigungen an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kantons


Basel-Stadt (Spesenverordnung; SG 164.420) vom 27. Juni 1995. Der


Zweck des Einbezugs der Personalkommission ist somit auch beim Spe-


senreglement der BVB gewahrt. Der unterbliebene Einbezug der Personal-


kommission war ein Fehler des Verwaltungsrates; er geschah unbewusst


und der Verwaltungsrat bedauert dies. Auf die Gültigkeit hat die Unterlas-


sung, wie dargelegt, keinen Einfluss.


Der Gesamtverwaltungsrat hatte nie die Absicht, ein ,,geheimes" Spesen-


reglement zu erlassen; das Reglement ist allgemein bekannt. Der Ver-


waltrungsrat ging sogar einen Schritt weiter und legte das Reglement der


kantonalen Steuerverwaltung zu Kontrolle vor. Diese stellte fest, das Reg-


lement sei in Ordnung.


3. F.azit


11 Aus all diesen Gründen steht fest, dass das Spesenreglement der BVB
gültig ist. Leistungen, die gestützt auf dieses Reglement ausgerichtet wur-


den, sind korrekt erfolgt. Sämtliche Vorwürfe, die im Zusammenhang mit
dem angeblich ungültigen Spesenreglement stehen, entfallen.


12 Die Auffassung des Zentralen Personaldienstes ist unzutreffend.


B. Überstundenentschädigung


t3 Nachdem sich im Jahr 2005 bei den Mitgliedern der Geschäftsleitung der


BVB zahlreichen Überstunden angesammelt haben und eine Entschädi-


gung durch Freizeit nicht möglich war, erkundigten sich die damaligen


Verantwortlichen der BVB bei den Zentralen Diensten nach einer Mög-
lichkeit, um die aufgelaufenen Überstunden der Geschäftsleitungsmitglie-


der zu entschädigen.


4
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t4 Den BVB wurde mitgeteilt, die Ausrichtung einer Entschädigung für


Überstunden sei unter bestimmten Voraussetzungen möglich. Die Voraus-


setzungen lagen vor und seit 2006 wurden die Überstunden an die Mitglie-


der der Geschäftsleitung ausbe zahlt.


Beweis: Schreiben des Rechtsdienstes des


Zentr alen Personaldienstes vom
17. November 2005 Beilage2


Am 1. Juni 2012 trat eine Ánderung der Verordnung zur Arbeitszeit der


Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kantons Basel-Stadt (Arbeitszeitver-


ordnung; sG 162.200 vom 1. Jwi20l2) in Kraft. Gemäss dieser Änderung


ist es seit dem 1. Juni20l2 nicht mehr erlaubt, Überstunden von Mitarbei-


tenden der Lohnklassen 20 - 28 zu entschädigen (vgl. $ 48 Abs. 2 Arbeits-


zeitverordnung).


Die verantwortlichen Personen der BVB hatten von der Änderung der


Arbeitszeitverordnung keine Kenntnis. In den BVB wurde deshalb auch


nach dem 1. Juni 2012 gestütztauf die bestehende Praxis Entschädigungen


für Überstunden an Mitarbeitende der Lohnklassen 20 - 28 ausgerichtet'


Grund der fehlenden Kenntnis wat, dass niemand von der BVB an den


Sitzungen der Human Resources Konferenz (nachfolgend HRK) teilnahm,


in welcher die Änderung der Arbeitszeitverordnung vorbesprochen wurde.


In der HRK sind jeweils die Personalverantwortlichen der einzelnen


Departemente und der selbständigen Betriebe des Kantons vertreten. Für


die BVB hätte Heff Franz Brunner als Vizedirektor und Personalverant-


wortlicher teilnehmen sollen. Aufgrund seines grossen Aufgabenbereichs


(Finanzen, IT, HR, Legal und Einkauf) und der damit verbundenen erheb-


lichen Arbeitsbelastung war es ihm unmöglich, an den Sitzungen der HRK


regelmässig teilzunehmen. Er hat deshalb ersucht, dass Frau Ruth Bunke,


Leiterin HR BVB, ihn an den Sitzungen der HRK vertritt. Dieser Antrag


wurde jedoch durch Frau Andrea Wiedemann, Leiterin Zentraler Personal-


dienst, abgelehnt.


Die Absage hatte zur Folge, dass die BVB an den Sitzungen der HRK


nicht vertreten waren. Der definitive Beschluss des Regierungsrates über


die Änderung der Arbeitszeitverordnung wurde Herrn Franz Brunner nie


zugestellt; er hat lediglich am2. .l|r4ai 2012 einen Entwurf des Beschlusses


erhalten. Er hat diesen Entwurf anschliessend an die Direktverantwortliche


t6


t7


t8
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mit dem Auftrag weitergeleitet, zusatzliche Informationen zu beschaffen.


Am 14. Mai2012 wurde der Entwurf noch einmal thematisiert; anschlies-


send ging er aber leider vergessen.


Die Änderung der Arbeitszeitverordnung wurde in der amtlichen Geset-


zessammlung des Kantons Basel-Stadt veröffentlicht; es wäre somit mög-


lich gewesen, von der Änderung Kenntnis zu nehmen. Da es aber keinen


Grund gab, die Gesetzessammlung zu konsultieren, blieb die am 1. Juni


2012 in Kraft getretene Änderung der Arbeitszeitverordnung unbemerkt.


Das mag man als Fehler taxieren.


Die Geschäftsleitung wollte mit den Überstundenentschädigungen


diejenigen Personen belohnen, die im hohen Ausmass mehr geleistet haben


als vereinbart. Alle ausbezahlten Überstunden wurden im Zeiterfassungs-


system erfasst und durch einen Vorgesetzten freigegen. Bei der Geschäfts-


leitung erfolgte die Freigabe durch den Direktor, die Freigabe für den Di-
rektor erfolgte durch den Prdsidenten des Verwaltungsrates. Die Entschä-


digungen sind somit nicht ohne Gegenleistung erfolgt. Dabei ist zu be-


rücksichtigen, dass die Herren Baumgartner und Brunner nicht die einzi-
gen Mitarbeitenden der Loh¡klassen 20 - 28 waren, denen Überstunden-


entschädigungen ausbezahlt wurden (von 2006 bis 2012: 18 Mitarbeiten-
den; ab 2012: 17 Mitarbeitende). Vor der Auszahlung wurde versucht, die


Überstunden durch Freizeit zu kompensieren; dies erwies sich in weiten
Teilen als unmöglich.


Beweis: Aufstellung über die geleisteten
Überstunden in den Jahren 2006 bis
2013 Beilage 3


Hätten die verantwortlichen Personen der BVB gewusst, dass eine


Ausrichtung der Überstundenentschädigung an Mitarbeitende der Lohn-
klassen 20 - 28 nicht mehr erlaubt ist, wären diese Leistungen nicht mehr


erfolgt. Man ist sich heute bewusst, dass die entsprechenden Auszahlungen


nicht korrekt waren; sie erfolgten aber nicht in böser Absicht. Der Dienst-
weg wurde in jeder Beziehung eingehalten und die Ausrichtung erfolgte
rechtsgleich an alle Mitarbeitenden.


Nach Entdeckung der Änderung der Arbeitszeitverordnung wurde die


Auszahlung von Überstundenentschädigungen sofort gestoppt.


6


t9


21


I


I







C.


1.


BAUR HURLIMANN


Submissionsverfahren


Vorgeschichte


Den Herren Gudenrath, Baumgartner und Brunner war und ist bewusst,


dass bei den BVB das Submissionsrecht eine Herausforderung darstellt'


Bei Amtsantritt waren die Missstände erheblich. Es war in der den BVB


die Meinung vertreten worden, das Beschaffungsgesetz ftinde keine An-


wendung, da die BVB als Sektorunternehmen den Submissionsvorschrif-


ten nicht unterstellt sei. Die Qualifrkation der BVB als Sektorunternehmen


war denn auch ein Anliegen der Regierung bei der Ausgliederung der


BVB aus der ordentlichen Verwaltung im Jahr 2006.


Nach dem Eintritt von Herrn Martin Gudenrath als Verwaltungsratspräsi-


dent in die BVB wurde den Submissionsvorschriften eine viel grössere


Bedeutung beigemessen als in der Vergangenheit. Unter anderem wurde


anlässlich der Verwaltungsratssitzung vom 15. März 2010 der Verwal-


tungsratsausschuss Finance & Compliance - bestehend aus den Verwal-


tungsräten Rüst, Egli und Hafner - gebildet.


Die bevorstehende Trambeschaffung sollte als Musterbeispiel dienen und


Standards setzen. Bei der Umsetzung der Trambeschaffung wurden inner-


halb der BVB grosse 
'Wissenslücken im Bereich der Beachtung der Sub-


missionsvorschriften festgestellt. Im Jahr 2011 wurden verschiedene Miss-


stände aus der Vergangenheit entdeckt und es wurde festgestellt, dass der


damalige Vizedirektor und der Leiter Materialwirtschaft mit der Beach-


tung der Submissionsvorschriften überfordert sind.


Am 19. September 2011 hat der Verwaltungsratsausschuss Finance &
Compliance erstmals getagt.


Am 1. Januar 2012 vurde Herr Franz Brunner als Vizedirektor befördert


und sein bisheriger Bereich "Finanzen" wurde auf den Bereich "Corporate


Services" ausgeweitet. Er wurde beauftragt, zrtm Thema Submissionen


eine Rechtsabteilung aufzubauen und die diesbezüglich dringende Profes-


sionalisierung einzuleiten. Die entsprechende Rechtsabteilung wurde im


Sommer 2012 aúgebaut und im Frühjahr 2013 verstärkt. Der Leiter Mate-


rialwirtschaft konnte dadurch in der Folge professionell unterstützt wet
den.
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Anlässlich der Jahresendgespräche 2012 wurden der damalige Vize-
Direktor, Vorgänger von Herrn Franz Brunner, und weitere Verantwortli-
che aus dem Bereich Markt wegen dem lockeren Umgang mit der Vergabe


von Beratungsverträgen durch den Direktor gerügt.


Im Laufe des Jahres 2013 wurde ein Vorgehensplan erarbeitet, wie das


Thema "Sicherstellung einer auditfühigen Compliance-Struktur" bei der


BVB endgültig verbessert und auf hohem Niveau gesichert werden kann.


Diesem Vorgehensplan stimmte der Verwaltungsratsausschuss "Finance &
Compliance" am 15. April 2013 ztt. Der Leiter des Verwaltungsratsaus-


schuss, Dr. Dominik Egli, berichtete am29. April2013 dem Verwaltungs-


rat über den Vorgehensplan.


2. Getroffene Massnahmen


Folgende allgemeinen Massnahmen wurden aufgrund der festgestellten


Wissenslücken und Missstände getroffen:


Ab Juli 2013 wurden alle Beschaffungen der letzten drei Jahre


gepräft und neu beurteilt.


Bei Beschaffungen, die nicht korrekt erfolgt sind, wurde einge-


schritten und die Zusammenarbeit mit dem Lieferanten gestoppt.


Es wurden neue Dokumente entwickelt (Vergaberichtlinien,


S ubmi s sionsprozes s e, Formular Ausnahmetatbestände etc. )


31 Der Aufwand war erheblich.


a.


c


Beweis: Entwurf Vergaberichtlinie vom 20.
Oktober 2013


Entwurf Ablauf Submissionsprozes-
SE


Vergabe von Beratungsaufträgen bei
der BVB


Beilage 4


Sammelbeilage 5


Beilage 6
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32 Aufgrund der festgestellten Missstände wurden unter anderem die


folgenden Verträge aufgehoben, da die Ausschreibung nicht korrekt er-


folgt war:


a. Beratungsvertrag mit Werbeagentur 9.6. Der Vertrag war nie


ausgeschrieben worden; vor Vergabe von Arbeiten wutden keine


Offerten einverlangt. Der j2ihrliche Umsatz belieft sich auf rund


cHF 400'000.00;


b. Transportauftrag mit Margarethen Bus AG (Kleinbus).Im Jahr


1999 ist eine Ausschreibung für einen Vertrag mit einer Laufzeit


von 6 Jahren erfolgt. Anschliessend wurde der Vertrag einfach


verlängert. Zudem wurden der Margarethen Bus AG ohne Not


einseitige vertragsverbesserungen zugestanden. Der jährliche


Umsatz belief sich auf rund CHF 1 .5 - 2.6 Mio.;


c. Schienenbeschaffung. Im Jahr 2000 wurden einige Lieferanten


präqualifrziert; die Arbeiten wurden seither aber nicht mehr aus-


geschrieben. Aufgrund der durch die Geschäftsleitung getroffenen


Massnahmen stellt der Leiter Infrastruktur bei der Schienenbe-


schaffirng Missstände fest und informierte die Geschäftsleitung.


Da der Leiter Materialwirtschaft nicht bereit waf, sich an die


Submissionsvorschriften zu halten, wurde im April 2013 einver-


nehmlich beschlossen, das Arbeitsverhältnis mit dem Leiter Mate-


rialwirtschaft nicht fortzusetzen.


3. Erfolge der getätigten Massnahmen


33 Insbesondere in den folgenden Bereichen konnten Verbesserungen erzielt


werden:


a. Trambeschaffung: Mit dem Ausstieg aus der gemeinsamen Tram-


beschaffung der BLT Baselland Transport AG wurde in Bezug


auf die Submissionen eine neue Ara eingeleitet. Nach dem Aus-


stieg wurde eine eigene Trambeschaffung gestartet und nach


GATT/WTO ausgeschrieben. Herr Jürg Baumgartner hat nach


seinem Eintritt in die BVB als Direktor massgeblich an dieser Be-


schaffung mitgewirkt. Mit dieser Ausschreibung wurden neue
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Standards geschaffen und Einsparungen von rund CHF 150 Mio.
innert der nächsten 30 Jahre realisiert.


b. Margarethen Bus AG: Im Januar 2013 wurde für einzelne Linien
eine Ausschreibung der Fahrleistungen nach GATT/WTO ge-


macht. Den Zuschlag erhielt im Oktober 2013 die Margarethen


Bus AG.


Tabletts: Im Jahr 2013 wurde auch ein Auftrag für Tabletts für
den Fahrdienst ausgeschrieben; auch diese Ausschreibung ist
nach GATT/WTO erfolgt.


d. Busbeschafung: Ebenfalls im Jahr 2013 wurde die Anschaffung
von 46 neuen Bussen ausgeschrieben. Auch diese Ausschreibung


erfolgt nach GATT/WTO; die Ausschreibung befindet sich zur-


zeitin der Endphase.


4. Schlussfolgerung


Die Herren Gudenrath, Baumgartner und Brunner haben in den letzten
Jahren viel unternornmen, um die Einhaltung der Submissionsvorschriften


durchzusetzen. Dabei war klar, dass man mit den grossen Ausschreibun-


gen anfüngt und nicht alles auf einmal ändern kann.


Der Vorwurf, dem Thema Einhaltung der Submissionsvorschriften sei


unter der Leitung der Herren Gudenrath, Baumgartner und Brunner zu


wenig Gewicht beigemessen worden, ist unbegründet. Jede dieser drei


Personen befasst sich seit ihrem Eintritt in die BYB intensiv mit dem


Thema Submissionen und ist bemüht, daftir zu sorgen, die entsprechenden


Vorschriften einzuhalten. Dass in einem Untemehmen, in welchem wäh-


rend längerer Zeit die Submissionsvorschriften nur stiefmütterlich behan-


delt wurden und das sehr viele und umfangreiche Beschaffungen tätigt,
nicht alle (altrechtlichen) Missstände von einem Tag auf den anderen be-


hoben werden können, ist offensichtlich.


Die Vorwürfe in Sachen Einhaltung der Submissionsvorschriften richten


sich an die falschen Personen.


10
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Letter of Intent vom 5. Dezember 2010


Bewerbungsverfahren


Das Nomination Committee des Verwaltungsrates der BVB (bestehend aus


den Herren Martin Gudenrath, Dr. Paul Rüst und Paul Blumenthal) verein-


barte mit Herrn Jürg Baumgartner in einem Letter of Intent vom 5. De-


zembq 2010 (nachfolgend Letter of Intent) die Eckpunkte des künftigen


Arbeitsverhältnisses.


Der Vereinbarung war Folgendes vorausgegangen: Im Herbst 2010 wurde


vom Verwaltungsrat der BVB ein Nomination Committee mit der Suche


nach einem neuen Direktor beauftragt. Im Rahmen der Sondierungsge-


spräche stellte sich heraus, dass die Lohnvorstellungen der Top-


Kandidaten nur schwer mit dem Lohngefüge des Kantons Basel-Stadt zu


vereinbaren waren. Das Nomination Committee bezog darauf hin Dr. Ge-


org Vischer (damaliger Vizedirektor, Sekretär des Verwaltungsrates und


zu dieser Zeit einziger Jurist bei der BVB) zusammen mit dem damaligen


Personalchef, Stefan Blaser, in die Vorbereitungsarbeiten mit ein. Dr. Ge-


org Vischer und Stefan Blaser erhielten den Auftrag, unter Berücksichti-


gung der personalrechtlichen Rahmenbedingungen mögliche vertragliche


Eckwerte für die Anstellung eines neuen Direktors zu skizzieren. Dr. Ge-


org Vischer und Stefan Blaser machten unter anderem, wie vom Bewerber


Jürg Baumgartner gewünscht, den vorschlag, dem neuen Direktor die


Fahr- und Unterkunftsspesen zu vergüten. Das Nomination Committee


verliess sich auf die Rechtmässigkeit der vorgeschlagenen Lösung und


beauftragte Dr. Vischer mit dem Entwurf eines Letter of Intent, der von


allen Beteiligten unterzeichnet werden sollte. Der betreffende Letter of
Intent wurde schliesslich dem Nomination Committee vorgelegt, von Paul


Blumenthal und Martin Gudenrath unterzeichnet und von Jürg Baumgart-


ner am 5. Dezember2}l} gegengezeichnet.


Keiner der beteiligten Verwaltungsräte (Paul Rüst, Paul Blumenthal,


Martin Gudenrath) hat in Erwägung gezogefl, dass die von den beiden da-


maligen Geschäftsleitungsmitgliedem Dr. Georg Vischer und Stefan Bla-


ser ausgearbeitete Lösung unzulässig sein könnte. Die Vereinbarung wrr-


de nach Unterzeichnung auch Herrn Regierungsrat Dr. Wessels zur Infor-


mation weitergeleitet.


11
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Der Letter of Intent sieht vor, dass die Fahr- und Unterkunftsspesen Herrn
Jürg Baumgartner separat vergütet werden. Diese zusatzliche Spesenent-


schädigung wurde Herrn Jürg Baumgartner gewährt, weil er mit seiner


Familie in Ottenbach, Kanton Zürich, wohnt und der am besten qualifizier-
te Bewerber war. Er hat im Rahmen der Verhandlungen über die Anstel-
lung als Direktor bei der BVB gewünscht, dass ihm die Kosten für den


Arbeitsweg und für Übernachtungen, wenn es ihm am Abend nicht mög-
lich ist, an seinen V/ohnort zurückzukehren, ersetzt werden. Diesem


Wunsch hat der Verwaltungsrat mit dem Letter of Intent zugestimmt.


Der Letter of Intent stellt eine vertragliche Vereinbarung zum Anstel-
lungsverhältnis zwischen dem Verwaltungsrat der BVB - als Anstellungs-
behörde - und Herrn Jürg Baumgartner dar.


2. Rechtliches


Eine anlässlich der Begri.indung des Dienstverhältnisses festgesetzte


Besoldung unterliegt dem Vertrauensschutz und ist verbindlich. Wider-
spricht die in der Anstellungsverfügung festgesetzte Entschädigung der


generellen Besoldungsregelung, so darf die fehlerhafte Verfügung nicht
ohne Weiteres widerrufen werden. Dies ist lediglich dann möglich, wenn
der richtigen Durchführung des objektiven Rechts der Vorrang vor dem


Interesse an der Wahrung der Rechtssicherheit zukommt. Die Festsetzung


der Besoldung bildet eine zentrale Entscheidungsgrundlage bei der Über-
nahme einer Stelle im öffentlichen Dienst. Falls der Dienstnehmer aus-


drücklich die schriftliche Festlegung der Besoldungsansprüche verlangt
hat, daff er auf die Verbindlichkeit dieser Festlegung vertrauen, eine nach-


trägliche Kürzung dieser Ansprüche ist daher nicht möglich (vgl. Peter


Hänni, Das öffentliche Dienstrecht der Schweiz,2. Auflage, Zurich 2008,


5.212, Bemerkung zu RB ZH 1989 19 [VerwGet ZH]).


3. Schlussfolgerung


43 Der Zentrale Personaldienst hält in seinen rechtlichen Abklärungen vom
15. Oktober 2013 in Bezug auf den Letter of Intent fest, dass die Vergü-
tung von Spesen für den Arbeitsweg sowie die Ûbemahme der Unter-
kunftsspesen nicht den personalrechtlichen Bestimmungen für das basel-


städtische Staatspersonal entsprechen. Dass im vorliegenden Fall Herr Jürg


l2


4l







BAUR HÜRLIMANN


Baumgartner diese Spesen zu Unrecht erhalten hat, wird zu Recht nicht


behauptet.


Der Letter of Intent stellte für Herrn Jürg Baumgartner eine wesentliche


Grundlage für den Entscheid dar, ob er die Stelle als Direktor der BVB


antreten soll oder nicht. Da der Letter of Intent durch den Verwaltungsrat


der BVB als Anstellungsbehörde verfasst wurde, durfte er auch darauf


vertrauen, dass der Verwaltungsrat befugt ist, die im Letter of Intent um-


schriebenen Leistungen zuzusichern. Gründe, die an der Richtigkeit dieses


Dokuments hätten zweifeln lassen, gab es für Herrn Jürg Baumgartner


nicht.


Hen Jürg Baumgartner durfte und darf somit damit rechnen, dass die BVB


als Arbeitgeberin ihm seine finanziellen Aufwendungen, die dadurch ent-


stehen, dass zwischen seinem Wohnort und seinem Arbeitsort eine grosse


Distanz liegt, entschädigt werden. Eine Verpflichtung zur Rückerstattung


der bereits erhaltenen Leistungen und eine sofortige Einstellung der zuge-


sicherten Leistungen sind nicht möglich, weil der Vertrag zwischen den


BVB und Herrn Jürg Baumgartner mit dem im Letter of Intent vereinbar-


ten Inhalt zustande gekommen ist. Darüber hinaus würde ein derartiges


staatliches Verhalten gegen den Grundsatz des Vertrauensschutzes ver-


stossen und wäre auch deshalb unzulässig.


Frage I


Hauptfrage


Mit dem Letter of Intent wurde Herrn Jürg Baumgartner durch den


Verwaltungsrat in verbindlicher 
'Weise die Ausrichtung von Fahrspesen


zugesichert, die Zusicherung wurde Vertragsbestandteil'


Da dieser Letter of Intent eine wesentliche Entscheidgrundlage für Herrn


Jürg Baumgartner in Bezug auf die Anstellung als Direktor der BVB bil-


det, geniessen die in diesem Dokument enthaltenen Zusicherungen VeI-


trauensschutz; sie wurden überdies Vertragsbestandteil. Dass die personal-


rechtlichen Bestimmungen für das baselstädtische Staatspersonal keine


entsprechende Entschädigung von Auslagen für den Arbeitsweg vorsehen,


steht dem nicht entgegen.
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Aus finanziellen Überlegungen wurde Herrn Jürg Baumgartner ein


Standortwa geî 
^) 


gewie sen; eine Entschädi gung nach Kilometerpauschale


ftir die Bentitzung des Privatfahrzeuges wäre finanziell fiir die BVB
nachteilig gewesen.


B. Zusatzfrage ll3 zu Frage 1


49 Keine Bemerkungen.


C. Zusatzfrage2l3 zt Frage I


Herr Jürg Baumgartner wird in Zukunft während seiner Ferien kein
Dienstfahrzeug mehr an seinem V/ohnort abstellen, damit sicher gestellt


ist, dass das Fahrzeug in seiner Abwesenheit auch von anderen Personen


benutzt werden kann.


D. Zusrtzfrage3l3 zu Frage I


Keine Bemerkungen.


[II. Frage 2


Das anwendbare Spesenreglement der BVB sieht die Möglichkeit vor, dass


Mitarbeitenden ein Geschäftswageî 
^n 


Verfügung gestellt werden kann.


Von dieser Möglichkeit wurde bei Herrn Franz Brunner Gebrauch ge-


macht.


Der Geschäftswagen von Herrn Franz Brunner wird inskünftig auf die


BVB eingelöst.


IV. Frage 3


14
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53


54 Keine Bemerkungen.
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v. Frage 4


55 Vgl. Vorbemerkungen zur Anwendbarkeit des Spesenreglements der BVB.


56 Gestützt auf das Spesenreglement der BVB war das zur Verfügung stellen


eines Geschäftswagens an Herrn Ftanz Brunner zulässig'


VI. Frage 5


57 Keine Bemerkungen.


VII. Frage 6


Es ist eine gelebte Tradition, dass die BVB Kindeln von Mitarbeitern die


Möglichkeit gibt, während Ferien o.ä. ein Praktikum oder ein Ferienjob zu


absolvieren. Seit dem Jahre 2011 wurde von dieser Möglichkeit 54 Mal


v on 32 Jugendlichen Gebrauch gemacht'


Beweis: AufstellungüberAushilfs-Jobs Beilage 7


Die BVB sind der Ansicht, dass diese Möglichkeit auch in Zukunft


angeboten werden soll. Die Herren Baumgartner und Brunner werden aber


bei der Anstellung von Kindern von Verwaltungsräten oder Geschäftslei-


tungsmitgliedern vermehrt Zurückhaltung üben.


Im Übrigen bleibt festzuhalten, dass es sich bei der Veranstaltung, die Herr


Thomas Brunner am l4.ll5. Mai 2013 in Berlin besuchte, um keine'Wei-


terbildungsveranstaltung im Interesse von Herrn Thomas Brunner handel-


te, sondern um eine Informationsveranstaltung im Interesse der BVB.


15
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VIII. Frage 7


A. Hauptfrage


6t Es war ein Versehen, dass die Stelle dem Zentralen Personaldienst nicht
zur definitiven Bewertung vorgelegt wurde. Der Zenfrale Personaldienst


hat jedoch am20. Oktober 2011 vorgängig mitgeteilt, dass keine definitive
Bewertung erfolgt, bevor das Projekt "Systempflege" abgeschlossen ist.


B. Zusatzfrage lll zuFrageT


Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Einreihung der Stelle Leiter


Informationssysteme durch die Zentralen Personaldienste als hoch einge-


stuft wird. Aufgrund der Situation am Arbeitsmarkt sind die Herren


Baumgartner und Brunner jedoch der Meinung, dass die Einreihung kor-


rekt war.


Frage 8


Hauptfrage


63 Keine Bemerkungen.


B. Geäusserte Vermutung^t Frage I


Die Herren Baumgartner und Brunner sind bestrebt, dass die Richtlinie
betreffend Telearbeit des Zentralen Personaldienstes vom 11. Mai 2010


inskünftig eingehalten und die Stellvertretung sichergestellt wird.


Aufgrund des Wortlauts von Ziffer 1 der Richtlinie betreffend Telearbeit


des Zentralen Personaldienstes vom 11. Mai 2010 sind die verantwortli-


chen Personen der BVB davon ausgegangen, dass diese Richtlinie keine


Anwendung auf die Mitarbeitenden der BVB findet. Gemäss dieser Be-


stimmung regelt die Richtlinie lediglich die Telearbeit bei Mitarbeitenden


mit Arbeitgeber Basel-Stadt. Arbeitgeber der Mitarbeitenden der BVB ist
jedoch die selbständige öffentlich-rechtliche Anstalt BVB ($ 1 Abs.l
BVB-OG).


I6
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C. Zusatzfrage Lll zu Frage 8


66 Vgl. Bemerkung zuLit. B. hiervor.


X. Frage 9


67 Keine Bemerkungen.


XI. Frage 10


68 Keine Bemerkungen.


XII. Frage 11.


A. Hauptfrage


Mit dem Letter of Intent wurde Herrn Jürg Baumgartner durch den


Verwaltungsrat in verbindlicher 
'Weise die Ausrichtung von Unterkunfts-


spesen zugesichert. Der Letter of Intent wurde Vertragsbestandteil.


Da dieser Letter of Intent eine wesentliche Entscheidgrundlage für Herrn


Jürg Baumgartner in Bezug auf die Anstellung als Direktor der BVB bil-


det, geniessen die in diesem Dokument enthaltenen Zusicherungen Ver-


trauensschutz. Dass die personalrechtlichen Bestimmungen für das basel-


städtische Staatspersonal keine entsprechende Entschädigung von Ausla-


gen für den Arbeitsweg vorsehen, steht dem nicht entgegen.


Die Zuweisung einer Wohnung, welche bereits von den BVB gemietet


wurde, wurde als die günstigere Lösung erachtet als die Bezahlung von


Entschädigungen ftir Hotelübernachtungen.


B. Zasatzfrage lll zu Frage L1


t7


71


72 Keine Bemerkungen.
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C. Zusatzfrage ll4 gem. VR-Sitzung vom 12.08.13


73 Vgl. Vorbemerkungen zur Anwendbarkeit des Spesenreglements der BVB,


D. Ztsatzfrage2l4 gem. VR-Sitzung vom 12.08.13


74 Keine Bemerkungen.


E. Zusatzfrage3l4 gem. VR-Sitzung vom 12.08.13


75 Den Herren Baumgartner und Brunner war nicht bewusst, dass die


Gebühren bei den BVB fïir die Benützung von Parþlätzen mit jenen für
das baselstädtische Staatspersonal identisch sein müssen (Differenz beträgt


cHF r.o0).


76 Die Gebühren für die Parkplatzbenutztxtg ist zwar im anwendbaren


Spesenreglement der BVB nicht geregelt; aufgrund der Selbständigkeit der


BVB und der Möglichkeit, abweichende Spesenreglemente zu erlassen, ist
offensichtlich, dass die BVB die Benützung von Parkplätzen flir ihre Mit-
arbeitenden selbst regeln kann.


F. Zusatzfrage 414 gem. VR-Sitzung vom 12.08.13


77 Keine Bemerkungen.


XIII. Zusatzfragen vom 14. September 2013 der Herren Verwal-
tungsräte Egli / Wüthrich


A. Frage 1


'78 Vgl. Vorbemerkungen zur Anwendbarkeit des Spesenreglements der BVB.


B. Frage 2


79 Vgl. Bemerkungen zu II. und XIL


t8
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C. Frage 3


80 Vgl. Bemerkungen zu II.C.


D. Frage 4


8l Grund fiir die nicht ganz exakte Presseauskunft von Frau Andrea Knell-


wolf war der unterschiedliche Sprachgebrauch bezüglich Standortwagens


innerhalb der kantonalen Verwaltung und den BVB.


82 Es war nie die Absicht, eine inkorrekte oder unvollständige Presseauskunft


zu veröffentlichen.


E. Frage 5


83 Vgl. Vorbemerkungen zur Anwendbarkeit des Spesenreglements der BVB.


F. Frage 6


84 Keine Bemerkungen.


G. FrageT


85 Keine Bemerkungen.


H. Frage 8


s6 Vgl. Vorbemerkungen zur Anwendbarkeit des Spesenreglements der BVB.


I. Frage 9


87 Hen Jürg Baumgartner ist sich bewusst, dass der Erwerb eines Audi 36


falsch verstanden werden kann. Mit ein Grund für den Entscheid des Audi


56 war die Tatsache, dass beim Erwerb dieses Fahrzeuges der höchste Ein-


tauschpreis für das bisherige Standortfahrzeug eruielt werden konnte.


t9
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88 Der Kauf wurde storniert. Der BVB sind durch die Stornierung keine


Kosten entstanden. Herr Jürg Baumgartner versteht die Einwände und ent-


schuldigt sich für das Vorgehen.


89 Es ist beabsichtigt, den Kauf von Standortfahrzeùgeî inskünftig durch den


Verwaltungsrat - auch wenn keine entsprechende Pflicht besteht - geneh-


migen zu lassen.


J. Frage 10


90 Keine Bemerkungen.


K. Frage 11


9t Vgl. Bemerkungen zt:,Ziff.YIJ.


L. ßrage 12


s2 Vgl. Bemerkungen zuZiff.Y[.


M. Frage L3


s3 Vgl. Bemerkungen zuZiff.YIIJ.


N. Frage 14


94 Keine Bemerkungen.


O. Frage 15


9s Vgl. Bemerkungen zuZiff.YIII


P. Frage 16


s6 Vgl. Bemerkungen zlZiîf. XII. E.
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a. Frage 17


97 Keine Bemerkungen.


R. Frage 18


98 Keine Bemerkungen.


XIV. Themen der Ombudsstelle und der Finanzkontrolle


A. Auszahlung Überstunden


gg Vgl. Vorbemerkungen zu Überstundenentschädigung.


B. Spesen


100 Dass die beiden Rechnungen für die Essen in den Restaurants Papa Joe's


und Lily's mit der Geschäftskreditkarte bezahlt wurden, war ein Versehen.


Es wird darauf geachtet, dass in Zt¡kunft. solche Verpflegungsspesen kor-


rekt abgerechnet werden.


C. Submission


101 Vgl. Vorbemerkungen zu Submissionsverfahren.


102 Bei den erwähnten vier Verträgen handelt es sich um Beratungsaufträge


aus dem Bereich der IT. Es wird nicht bestritten, dass die Auftragswerte


fiir die vier Verträge über dem massgebenden Schwellenwert liegen. Dies-


bezüglich muss aber festgehalten werden, dass sich bei Auftragsvergaben


im Bereich lT-Dienstleistungen weder der Auftragswert im Voraus in ge-


eigneter Weise abschätzen lässt noch die Definition des Beschaffungsge-


genstandes festgelegt werden kann. Der Geschäftsleitung der BVB ist be-


kannt, dass auch andere Beschaffungsstellen in der kantonalen Verwaltung


sich mit dem Problem Dienstleistungsbeschaffungen IT (insbesondere


SAP) beschäftigen und bisher auf Ausschreibungen verzichtet worden ist.


2T
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D. Leistungsvereinbarung


Hen Jürg Baumgartner hatte nie die Absicht, dem Bau- und Verkehrsde-


partement eine Vertragsänderung unbemerkt "unterzujubeln". Die Fussno-


te gibt lediglich sein Verständnis über den aktuellen Verhandlungsstand


wieder.


Die Leistungsvereinbarung, an welcher Herr Jürg Baumgartner angeblich


noch unerlaubt eine Veränderung vorgenommen haben soll, stellte ledig-


lich einen Vorschlag vom 9. Maru 2012 dar, der in der Folge nicht ange-


nommen wurde. Diese Leistungsvereinbarung wurde denn auch nur von


Herrn Jürg Baumgartner unterzeichnet. Gültig und verbindlich ist lediglich
die Leistungsvereinbarung vom 29. Marz 2012, welche korrekt unter-


zeichnet ist. An dieser Leistungsvereinbarung wurden keine Änderungen


vorgenommen.


Beweis: Vorschlag vom 9. Màrz20I2 zur
Leistungsvereinbarung


22


r03


104


105


106


Leistungsvereinbarung v om 29 .


März2012


Beilage 8


Beilage 9


XV. Schlussbemerkungen.


Der Bericht der Finanzkontrolle lässt den Eindruck entstehen, dass sich die


BVB in s¿imtlichen personalrechtlichen Fragen an die Vorgaben der Be-


stimmungen für das Personal der öffentlichen Verwaltung des Kantons


Basel-Stadt zu halten habe.


Dies trifft nicht zu. Der Gesetzgeber war bei der Verselbständigung der


BVB der Auffassung, den BVB solle mehr Autonomie zukommen. Dies


ergibt sich klar aus dem Organisationsgesetz der BVB. $ 1 Abs. 2 BVB-
OG sieht vor, dass die BVB ein marktorientiertes Unternehmen sind, die


nach unternehmerischen Grundsätzen zv führen sind. Dies beinhaltet auch


das Recht - und die Pflicht - in Bezug auf personalrechtliche Bestimmun-


gen von Verordnungen des Regierungsrates abzuweichen, wenn dies als


richtig erscheint (vgl. $ 13 Abs. 1 BVB-OG).
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tOZ Wir ersuchen Sie höflich, seht geehrter Hen Regierungsrat, den vorliegen-


den Bericht der Finanzkontrolle zu überprüfen und zu überarbeiten, da er


massgebliche Bestimmungen des baselstädtischen Rechts nicht beachtet.


Mit freundlichen Grüssen
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Lq.. \-,\ iv.0.k
Dr. Michael Merker Georg Klingler


Beilagen:


1. Vollmachten (werdennachgereicht)


2. Schreiben des Rechtsdienstes des Zentralen Personaldienstes vom


17. November 2005


3. Aufstellung über die geleisteten Überstunden in den Jahren 2006


bis 2013


4. Entwurf Vergaberichtlinie vom 20. Oktober 2013


5. Entwurf Ablauf Submissionsprozesse


6. Vergabe von Beratungsaufträgen bei der BVB


7. Aufstellung über Aushilfs-Jobs


8. Vorschlag vom 9. März20l2 zur Leistungsvereinbarung


9. Leistungsvereinbarung vom 29. I|l4arz 2012
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Finanzdepartement des Kantons Basel-Stadt


Zentraler Person a ld ie n st


Þ Rechtsdienst


lic. iur. Lukas Ott
Rebgasse 121 14, Postfach, CH-4005 Basel


Telefon +41 61 267 gg 42
Telefax +4161 267 4006
E-mail lukas.ott@bs.ch
lntemet www.arbeitgeber,bs.ch


Basler Verkehrsbetriebe
z.Hd. Herm Stephan Blaser
Claragraben 55
4005 Basel


Basel, 17. November 2005


Finanzietle Abgeltung von Überstunden für Mitarbeitende der Lohnklassen 16-28


Sehr geehrter Herr Blaser, lieber Stephan


Auf lhren Wunsclr erhalten Sie nachfolgend unsere AusfÙhrungen zum obengenannten Thema:


1. Ausgangslage:


Kadermitarbeitende der BVB müssen seit längerer Zeit Überstundenarbeit leisten. Eine Kom-


pensation war bisher nicht möglich-


Frage: können die Überstunden ausbezahlt werden?


2. rechtliche Grundlagen


Gemäss $ 48 cler Verordnung zur Arbeitszeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kantons


Basel-Stadt (Arbeitszeitverordnung) müssen Mitarbeitende der Lohnklassen 16-28 Ùberstun'


denarbeit im möglichen Rahmen durch entsprechende Ersatlreizeit ohne Zuschlag


l<ompensieren. Eine Barauszahlung ist nicht möglich'


Sofern jedoch regelmässig oder während längerer Zeit rden


muss, óhne dass die Möglichkeit der Kompensierung du ge-


.ar. $ 48 Abs. 2 die Deóartementsleitung bzw. Direktion 15a


des LoÏngesetzes der/dem betroffenen Mitarbeitenden eine angemessene Vergutung zuspre-


chen.



brun

Text Box

Beilage 2







Zentralor Personaldienst


Seite 2


3, Enrågungen


Aufgrund S 48 Abs. 2 ÊZVO ist eine Barauszahlung für geleistete Überstundenarbeit ftir Mitar-


beitende der Lohnklassen 16-28 unter erschwerten Umständen möglich.


Folgende Voraussetzungen fúr eine Auszahlung müssen kumulativ erfüllt sein:


- regelmässige oder während längerer Zeit geleistete Überstundenarbeit
- keine Möglichkeit der Kompensierung durch Ersatfreizeit
- Beschluss der Direktion der BVB
- angemesseneVergûtung


lm le¿ten Punkt ist festgehalten, dass die Vergütung nicht dem effektiven Umfang der geleis-
teten Überstunden entsprechen muss.


Bei den BVB sollen fûr sechs Kadermitarbeitende insgesamt CHF 30'OOO.-- für Überstundenar-
beit ausgerichtet werden, mit einzelnen Beträgen zwischen CHF 3'000.-' und CHF 9'000,--
Diese eãtrage entsprechen in etwa 114 bis 1li der effektiv geleisteten Überstunden. Die Ver-
gútung ist damit angemessen,


4. Fazlt


Unter den obengenannten Voraussetzungen können den Kadermitarbeitenden der BVB für die


während längerer Zeit geleistete Überstundenarbeit die vorgesehenen Beträge ausgerichtet
werden.


Wir hoffen, lhnen mit diesen AusfÜhrungen gedient zu haben und verbleiben


Leiter Rechtsdienst


çi {1 !-*-.- \/'¡\'
lic iur. Lukas Ott
stv. Leiter Rechtsdienst
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Quellenverzeichnis


BEYELER, Der Geltungsanspruch des Vergaberechts, Zürich/Besel/GenÍ 2012


GALLT / MosER / LANG / STETNER, Praxis des öffentlichen Beschaffungsrechts, 3. 4., Zürich
2013


ZELLWEcER / WtRz, Des öffentliche Beschaffungsrecht des Kantons Basel-Stadt, in: Buser,
Denise (Hrsg.), Neues Handbuch des Staats- und Verwaltungsrechts des Kantons Basel-
Stadt: Festgabe zum 12S-jährigen Jubiläum der Advokatenkammer in Basel, Basel 2008, S.


561-612


Kommission für das Offentliche Beschaffungswesen (Hrsg.), Handbuch für Vergabestellen
des Kantons Zürich (Stand 201 1)


Zweck Vergaberichtlinie


Die vorliegende Richtlinie soll Beschaffungen im Rahmen des öffentlichen Beschaffungswe-
sens möglichst einfach und praxisnah anhand von Schemata und Mustervorlagen erläutern.
Überdies werden die BVB-internen Abläufe bei Beschaffungen definiert und festgelegt.


Die Vergaberichtlinie richtet sich primär an die Beschaffungsverantwortlichen der BVB. Ad-
ressaten sind daneben aber auch Anbieter als Projektverfasser, Berater, Lieferanten etc.


Geltung des Vergaberechts


Unterstellung der BVB - Subjektiver Geltungsbereich


Gemäss $ 1 des Organisationsgesetzes der Basler Verkehrs-Betriebe (BVB-OG) vom 10.


Mä¡z 2004 sind die Basler Verkehrs-Betr¡ebe (BVB) ein Unternehmen des Kantons in der
Form einer selbstständigen öffentlich-rechtlichen Anstalt und befinden sich zu 100 Prozent im


Besitz des Kantons Basel-Stadt (vgl. www.bvb.ch/unternehmen-bvb/portrait).


Die BVB sind im vergaberechtlichen Sinne eine im Sektor Verkehr tätige Einrichtung des öf-
fentlichen Rechts. Demnach müssen die BVB sämtliche Aufträge - und nicht nur diejenigen,
welche die Tätigkeit im Sektorenbereich Verkehr betreffen - unter Anwendung des Vergabe-
rechts vergeben (BEYELER, N 177 und 296).


Gegenstand der öffentlichen Beschaffungen - Objektiver Geltungsbereich


Zunächst ist stets_zu klären, ob tatsächlich eine Beschaffung im Sinne der Submissionsvor-
schriften vorliegt. Der Gegenstand des öffentlichen Beschaffungswesens umfasst die Verga-
be von Aufträgen der Offentlichen Hand und der ihr unterstellten Sektorunternehmen.


Dem Beschaffungsrecht unterliegen - vereinfacht formuliert- alle Einkäufe und Aufträge, bei
denen die unterstellten Vergabestellen als ,,Konsumentinnen und Konsumenten" auftreten.
Fliessen Leistung und Gegenleistung in die umgekehrte Richtung, gelangen die Submissi-
onsvorschriften nicht zur Anwendung (Bsp. Erteilung von Sondernutzungskonzessionen;
Kauf, Miete von Liegenschaften etc.).


1.


2.


2.1


2.2


Gelösdrt: Die BVB sind im vergabe-
rechtlichen Sinne e¡ne im Sektor
Verkehr tË¡tige Einrichtung des öffent-
l¡chen Rèchts


Gelösdrt: enbereich


Gelösdrt: undals auch in
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lm sog. Staatsvertragsbereich (GATT-MTO-Übereinkommen über das öffentliche Beschaf-
fungswesen [GPA] vom 15. April 1994 bzw. bilaterales Übereinkommen CH-EU vom 21. Juni
1999) findet das Vergaberecht für die BVB Anwendung auf:


- Dienstleistungsaufträge,


- Lieferaufrräge f¡ber die Beschaffung beweglicher Güter, namentlich durch Kauf, Leasing,
Miete, Pacht oder Mietkauf,


- Bauauftråge Ober die Durchführung von Hoch- und Tiefbauarbeiten.


Für Beschaffungen im Staatsvertragsbereich sind in den jeweiligen Anhängen zum GPA bzw.
zum bilateralen Abkommen CH-EU die unterstellten Auftragsarten aufgeführt.


lm Binnenmarktbereich (NichþStaatsvertragsbereich) sind grundsåtzlich alle Arten von Offent-
lichen Aufträgen durch die BVB der kantonalen Beschaffungsgesetzgebung unterstellt (vgl.
Art. 6 Abs 2 der lnterkantonalen Vereinbarung über das Offentliche Beschaffungswesen


ilVöBl vom 15. März 2001).


(FUr weiterführende Literatur wird auf ZellwEcER / WtRz, S. 576-581 verwiesen.).


Ausschreibu ngspf licht


Als Grundsatz ist festzuhalten, dass Aufträge, welche die jeweils massgebenden Schwellen-
werte überschreiten und in den objektiven und subjektiven Anwendungsbereich des Submis-
sionsrechts fallen, nach den Bestimmungen des Beschaffungswesens auszuschreiben und in
einem vergaberechtskonformen Verfahren (offenes Verfahren, selektives Verfahren, Einla-
dungsverfahren und freihändiges Verfahren) beschafü werden mUssen (BEYELER, N 2435; zur
Darstellung der einzelnen Verfahren siehe: ZELLWEcER /WtRz, S. 584-589).


Ziel des Vergabeverfahrens


Ziel des Vergabeverfahrens ist es, dem wirtschaftlich gunstigsten Angebot eines geeigneten
Anbieters den Zuschlag zu erteilen und mit diesem einen Vertrag 0ber die offerierte Leistung
abzuschliessen. Die Art des Vertrags und seine Ausgestaltung mtissen schon bei der Vorbe-
reitung des Vergabeverfahrens feststehen, da sie Einfluss auf das zu wählende Verfahren
haben (bspw. Einbezug von Optionen in die Kalkulation, Vertragsdauer etc.).


Rechtsgrundlagen


Das Verfahren fijr die Vergabe von öffentlichen Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträgen ist
für die kantonalen Auftraggeber in den folgenden Erlassen geregelt:


3.


4.


5.


Staatsverträge: - GATTMTO-Übereinkommen über das öffentliche Beschaf-
fungswesen (Government Procurement Agreement, GPA,
auch WTO-Ubereinkommen genannt; SR 0.632.231.422)
vom 15.4.1994


- Bilaterales Abkommen der Europäischen Gemeinschaft und
der Schweizerischen Eidgenossenschaft úber bestimmte
Aspekte des öffentlichen Beschaffungswesens (bilaterales
Abkommen, bilatAbk CH/EU; SR 0.172.052.68) vom
21.6.1999


4







Basler Verkehrs-Betriebe I Postfach I CH-4005 Basel


Bundesrecht:


lnterkantonales Recht:


Kantonales Recht:


BASET '*'O'A'*Q"


Bundesgesetz über den Binnenmarkt (Binnenmarktgesetz,


BGBM; SR 943.02) vom 6.10.1995
Verordnung des UVEK über die Nichtunterstellung unter
das öffentliche Beschaffungsrecht (SR 172.056.111) vom
18.7.2002


lnterkantonale Vereinbarung über das öffentliche Beschaf-
fungswesen (lVöB; SR 172.056.5 und SG 914.500) vom
15.3.2001


BeschaffungsgeseÞ (BeG; SG 914.100) vom 20.05.1999
Beschaffungsverordnung (VöB; SG 914.110) vom
11.04.2000


6.


Für weitergehende Ausführungen, insbesondere zum Verhältnis zwischen den anwendbaren
Rechtsgrundlagen, wird auf ZELLWEGER / WtRz, S. 564-575 verwiesen.


Organisation im Kanton Basel€tadt


Aus der speziellen verwaltungsrechtlichen Konzeption ergibt sich im Kanton Basel-Stadt,
dass die Abteilung "Submissionen" des Bau- und Verkehrsdepartements die Verantwortung
fÍlr bestimmte Entscheide in den Vergabeverfahren der einzelnen Auftraggeberlnnen über-
nimmt. Dazu gehört u.a. die Kompetenz betreffend die Publikation der Ausschreibung, die Of-
fertöffnung sowie die formelle Bekanntmachung von Entscheiden durch die Vergabestellen
(Änderung, Abbruch, Zuschlag etc.).


All gemei ne VerfahrensgrundsäEe


lm Offentlichen Beschaffungswesen sind insbesondere die folgenden Verfahrensgrundsätze
massgebend und zu beachten:1


Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung der Anbietenden


Die Vergabestellen sind zur Nichtdiskriminierung und Gleichbehandlung verpflichtet. Das be-
deutet, dass sie alle Anbietenden gleich zu behandeln haben, unabhängig davon, ob sie aus
anderen Gemeinden, Regionen, Kantonen oder Staaten stammen. Bei letzteren ist dieser
Grundsatz nur bei denjenigen Staaten zu beachten, die Gegenrecht halten.


Während im Staatsvertragsbereich der Grundsatz der Gleichbehandlung der Anbietenden für
alle in- und ausländischen Unternehmen gleichermassen gilt, ist im Nicht-
Staatsvertragsbereich aufgrund der lVöB und des Binnenmarktgesetzes die Gleichbehand-
lung nur für inländische Unternehmen gewährleistet. Mit anderen Worten ist es der Vergabe-
stelle überlassen, ob sie Angebote ausländischer Anbietender zulassen will oder nicht; aus-
låndische Anbietende haben im Nicht-Staatsvertragsbereich auch keine Rechtsmittelmöglich-
keiten. (Art. 11 Abs. 1 lit. a lVöB; $ 9 lit. b BeG)


Die Umschreibung der Verfahrensgrundsätze wurde aus dem Handbuch für Vergabestellen des Kantons Zürich (Stend
2011) der Kommission für das öffentliche Beschaffungswesen (Hrsg ) aus Kap¡tel 2 'l , S 5-7 üÞemommen und mit den
entsprechenden baselstädlischen Rechtsgrundlagen ergänzt.


7.


7.1







7.2


7.3
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Wirksamer Wettbewerb


Die Bestimmungen über das öffentliche Beschaffungswesen €!e!þn_Sj-qh-el dass die Verga-
bestellen fflr einen wirksamen Wettbewerb sorgen. Somit ist es unzulässig, aus regional- oder
strukturpolitischen Gründen bzw. aus reiner Gewohnheit Sachmittel und Leistungen während
Jahren immer von den gleichen Herstellerfirmen oder Dienstleistungsunternehmen zu bezie-
hen. (Art. 11 Abs. 1 lit. b lVöB; $ 9 lit. a BeG)^


Verbot von Verhandlungen über Preíse, Preisnachlässe und Änderungen des Leis-
tungsinhaltes


lm Gegensatz zum Bundesrecht gilt fur Vergaben im Kanton Basel-Stadt der Grundsatz der
Unveränderbarkeit der Angebote nach deren Einreichung bei der Vergabestelle. Nach Ablauf
der Einreichungsfrist sind Ergänzungen von Angeboten nur in einem engen Rahmen von Be-
richt¡gungen und Erlåuterungen zulässig. Verhandlungen zwischen der Vergabestelle und
den Anbietenden über Preise, Preisnachlässe und Anderungen des Leistungsinhaltes sind
jedoch unzulässig. Erlaubt sind Verhandlungen einzig im freihändigen Verfahren. (Art. 11


Abs. 1 lit. c lVöB; $ 25 BeG)


Beachtung der Ausstandsregeln


Die Anbietenden haben im Submissionsverfahren einen Anspruch darauf, dass ihre Offerten
durch eine unabhängige und unvoreingenommene Vergabestelle beurteilt werden, und dass
die Ausstandsregeln im gesamten Vergabeverfahren beachtet werden. Somit haben Perso-
nen - in Anwendung des Ven¡valtungsrechtspflegegesetzes - in den Ausstand zu treten,
wenn sie in der Sache persönlich befangen erscheinen, insbesondere wenn sie:


- in der Sache ein persönliches lnteresse haben;


- mit einer Partei in gerader Lin¡e oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt


- oder verschwägert oderdurch Ehe, Verlobung oder Kindesannahme verbunden sind;


- Vertreter einer Partei sind oder für eine Partei in der gleichen Sache tåtig waren.


Die Ausstandsregeln sind von allen Personen zu beachten, die auf das Vergabeverfahren in
irgendeiner Form Einfluss nehmen kÖnnen. Dies gilt auch für Sachbearbeitende und Proto-
kollfÍihrende. Bereits der Anschein der Befangenheit erfordert die Befolgung der Ausstands-
pflicht. Eng verwandt mit der Ausstandspflicht ist auch der für Anbietende geltende Grundsatz
der Vorbefassung. Danach d0rfen Personen und Unternehmen, die an der Vorbereitung der
Unterlagen oder des Vergabeverfahrens derart mitgewirkt haben, dass sie die Vergabe zu ih-
ren Gunsten beeinflussen können, sich an der Submission nicht als Anbietende beteiligen.
(Art. 11 Abs. 1 lir. d lvöB; s 10 vöB )


Beachtung der Arbeitsschutzbestimmungen und der Arbeitsbedingungen für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer


Die Vergabestellen stellen vertraglich sicher, dass die Anbietenden die geltenden Arbeits-
schutzbestimmungen und Arbeitsbedingungen einhalten. Als Arbeitsbedingungen gelten die
Vorschriften der Gesamt- und der Normalarbeitsverträge. Wo keine solchen existieren, sind
orts- und berufsübliche Vorschriften heranzuziehen. Alle in der Schweiz bezüglich Arbeitsbe-
dingungen geltenden Bestimmungen werden dabei als gleichwertig betrachtet. (Art. 11 Abs. 1


lit. e lVöB; $ 5 BeG; S I VöB)


7.4


7.5
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Gleichbehandlung von Frau und Mann


lm Weiteren hat die Vergabestelle beim Abschluss der Verträge mit den Anbietenden sicher-
zustellen, dass diese den Grundsatz der Gleichbehandlung von Frau und Mann beachten.
Dabei handelt es sich nicht nur um einen Lohngleichheitsgrundsatz, sondern um eine umfas-


sende Gleichstellung zurVerhinderung von Diskriminierungen. (Art. 11Abs. 1 lit. f lVöB; S 5


Abs.2lit.bund6Abs. I BeG; S4VÖB)


Vertraulichkeit von lnformationen


Beteiligt sich eine Unternehmung an einem Vergabeverfahren, gibt sie mit den Angaben flber
sich selbst sowie mit der konkreten Offerte häufig innerbetriebliche und somit vertrauliche ln-
formationen weiter. Sie hat Anspruch darauf, dass ihre Angaben von der Vergabestelle ver-
traulich behandelt werden. Dies bedeutet, dass diese lnformationen nicht an die Konkurrenz


weiter gegeben werden dürfen und dass das geistige Eigentum daran gewahrt werden muss.
(Vgl. Art. 11 Abs. 1 lit. g lVÖB; $ 9 lit. f BeG)


Grundsatz der Transparenz


Um den Wettbewerb zu gewährleisten und die Einhaltung des Gleichbehandlungsprinzips
kontrollieren zu können, sind die Vergabeverfahren transparent zu gestalten. Dies wird insbe-
sondere durch die Öffentliche Ausschreibung und die erforderliche Bekanntgabe von Bed¡n-
gungen und Vergabekriterien sowie durch die Publikation des Zuschlags erreicht. Schliesslich


dient dem Grundsatz der Transparenz auch der mit dem GPA und dem BGBM eingeführte
Rechtsschutz. (Art. I Abs. 3 lit. c lVöB; $ 9lit. a BeG)


Grundsatz der wirtschaft lichen Vensendung öffentl icher Mittel


Das allgemeine Gebot des sorgsamen Umgangs mit Steuermitteln und die Finanzknappheit


vieler Gemeinwesen erfordern, dass der Staat bei den einzukaufenden Sachmitteln und Leis-
tungen die wirtschaftlich günstigsten Angebote berücksichtigt. Dies ist nicht gleichzusetzen


mit den billigsten Angeboten. Das Gemeinwesen hat vielmehr auch dafür zu sorgen, dass die


Leistungen in einer bedarfsgerechten Qualität beschafft werden. Dem ist sowohl bei der Be-
schreibung der Leistung, als auch bei der Festlegung von sachgerechten und präzis formu-
lierten Vergabekriterien Rechnung zu tragen. (Art. 1 Abs. 3 lit. d lVöB; $ 9 lit. c BeG)


7.8


7.7


7.9
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8.


Ll


Das Wichtigste in Kürze


Übersicht


Definition der Aufgabe: Um was für ein Vorhaben geht es
úberhaupt? Was soll beschafft werden?


Untersteht die konkrete Beschaffung den Bestimmungen flber
das öffentliche Beschaffungswesen?


Bestimmen des Auft ragswertes; Welche
Schwellenwerte werden erreicht?


Verfahren im Nicht-Staatsvertragsbereich
(Binnenmarktbereich)


Verfahren im Staatsvertragsbereich (GPA)


I
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Schwellenwerte im Staatsvertragsbereich


* Gemäss Art. XV Abs. I


8.3 Schwellenwerte


lit. f GPA gilt diese Bestimmung nur für Bauaufträge.


im Nicht-Staatsvertragsbereich


Komm€ntãr [41]i FS: Falsche Be-
tragsangabe


Gelösdrt: 100'000


Verfahrenswahl: Schwellenwerte für die BVB im Staatsvertragsbereich (GPA; bilatAbkommen
cH/EU)


ab
cHF 700'000


(exkl. MWST)


Ungeachtet des Auftragswertes nur
ausnahmsweise in Anwendung von


s 19 BeG


Bauarbeiten:


Gesamtes Bau-
vorhaben (--


Summe aller Bau-
arbeiten eines


Bauwerks)


ab
GHF 8'700',000
(exkl. MWST)


Ungeachtet des Auftragswertes nur aus-
nahmsweise gemåss


$ 19 BeG und $ 31 Vö8.
oder in Anwendung der Bagatellklausel
Art. 7 Abs. 2 lVöB i.V.m. $ l3 Abs. 2 VöB


Verfahrenswahl: Schwellenwerte für die BVB im Nicht-Staatsvertragsbereich (Binnenmarktbereich;


lVÖB (lnterkantonal); BeG, VÖB (kantonal))


ab GHF 250'000
(exkl. MWST)


ab GHF 100'000


unter CHF 250'000


(exkl. MWST)


ab GHF 250'000
(exkl. MWST)


a¡ Þni
unter GHF 250'000


(exkl. MWST)


unter
cHF 150'000


(exkl. MWST)


ab CHF 250'000
(exkl. MWST)


ab CHF 150'000


unter CHF 250'000


(exkl. MWST)


unter
cHF 150'000
(exkl. MWST)


ab CHF 300'000


unter CHF 500'000
(exkl. MWST)


unter
cHF 300'000
(exkl. MWST)


I
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9. Entscheidungshilfenfürdieversch¡edenenAuftragsarten(Prozesse)


9.1 Bauaufträge


-10-
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Verfahren im Staatsver-
tragsbereich


Summe der Bauaufträge
> cHF 8',700'000 ?


Auftrag < CHF 150'000.- im


Baunebengewerbe bzw. <


300'000.- im Bauhauptge-
werbe ?


Auftrag < CHF 250'000 im
Baunebengewerbe oder <


CHF 500'000 im Bau-
hauptgewerbe ?
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Dienstleistungs- und Lieferaufträge


-12-
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Verfahren im Staatsver-
tragsbereich


- 13 -
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10. Unterschied Staatsvertragsbere¡ch und N¡cht-Staatsvertragsbere¡ch


10.1 VerfahrenimStaatsvertragsbereich


Vêrfahren im Staatsvertragsbereich:


Gegenüber den Verfahren im N¡cht-Staatsvertragsbereich gelten folgende besondere
Voßchriften:


. Es ist nur das offene oder selktive Verfahren zulåssig. Ausnahme: das freihändige Ver-
fahren nach den Ausnahmebestimmungen von S 19 BeG und 31 Vö8.


. Die Frist für die Angebotseingabe betÉigt mind 40 Tage und für d¡e Einreichung des
Teilnahmeantrags ¡m selektiven Verfahren 25 Tage


. lm offenen/selektiven Verfahren hat die Ausschreibung im kant Amtsblatt sowie unter


Bauauftrag
Grundsatz: Massgeblich ist der Ge-


s€mtwert der Hoch- und Tiefuauarb€iten
für die Realisierung eines Bauwerks Die
einzelnen Bauaufträge sind somit -


vorbehåttlich des freihändigen Verfah-


Liefer.oder Diônstloistungsauft rag
Grundsatz: Die Auftràge sind - vorbehält-
lich des freihändigen Verfahrens nech S
19 BeG - im offenen oder selektiven
Verfahren zu vergeben.


+


Ausnahme: Bagatellklausel
Einzelne Bauauftr¿ile (KleinauftrËige, im
Einzelfall nicht grösser als 2 Millionen) bis


lg^9ingr Wert von.zusâmmen max¡mal


+


Keine Bagatellklausel







Basler Verkehrs-Betriebe I Postfach I CH-4005 Easel BASELT*ror*.*(t)"


10.2 Verfah¡en im Nicht-Staatsvertragsbereich


l*'*-".o"'*-lH
I tt".."*"g I lt"""t*."*l I t"-"*r I


I-/
Bestimmen des
Auftragswertes


I
Schwellenwert ge-


mäss GPA oder
bilaleralem Abkom-


Gelösdrt: Nein


celösdrt: Ja


Verfahren im


Gegenüber den Velahren ¡m Staatsvertragsbereich gelten folgende Er-
leichtêrungen:


. Je nech Schwellenwert sind alle Verfahren zulåssig: offenes, selektives,
Einladungs- und feihändiges Verfehren


. Die Frist für die Angebotseingabe (bzw die Einreichung des Te¡lnahme-
antrags ¡m selektiven Verfahren) belr¿¡gt in ellen Verfahren in der Regel
nicht weniger als 20 Tage (statt 40 Tage bzw. 25 Tage)


. lm offenervselekt¡ven Verfahren hat die Ausschreibung im kantonalen
Amtsblatt sow¡e unter www.simap.ch zu erfolgen. Eine französische Zu-
sammenfassung ist nicht erforderlich


-'15 -







Basler Verkehrs-Betriebe I Postfach I CH-4005 Basel BASEL.*rOr*r*q)"


11. GesamtübersichtVerfahrensablauf


Steht die Verfahrensart fest, so läufi das weitere Verfahren unabhängig von der Auftragsart


immer gleich ab. Das folgende Verfahren ist somit für alle Bauaufträge, Lieferungen und


Dienstleistungen identisch.


direkte Mittei-
lung bzw. Zustel-
lung der Aus-
schreibungsun-
terlagen an min-
destens 5 (bei
Auftragswert bis
cHF 250'000)
bz/v. 7 (bei Auf-
tragswert bis
cHF 500'000)
eingeladene
Anbieter


Publikation im
Kantonsblatt
sowie unter
www.simap.ch;


lnhalt gemäss
$ 21 BeG


Publikation im
Kantonsblatt
sowie unter
www.simap.ch;


lnhalt gemäss


S 2l BeG;


franz. Zusam-
menfassung ($


r I vöB)


Ausschreibung
(Publikation)


direkte (evtl.
formlose) Mittei-
lung ohne Aus-
schreibung;


Hinweis auf
Verfahrensart


oV:
lnhalt gemäss


$ 22 BeG bzw. $
20 vöB


sV:
lnhalt: Unterla-
gen für 1. Stufe
(Bewerbung) mit
Angaben zur
E¡gnungsprü-
fung;


detaillierter Auf-
tragsbeschrieb
gemäss $ 22
BeG barv. $ 20
VöB erst in Un-
terlagen fi¡r 2.
Stufe


lnhalt gemäss


S 22 BeG bzw.
s 20 vöB


oV:
lnhalt gemäss
$ 22 BeG bzw. $
20 VöB


sV:
lnhalt: Unterla-
gen für L Stufe
(Bewerbung) mit
Angabên zur
Eignungsprü-
fung;


detaillierter Auf-
tragsbeschrieb
gemäss S 22
BeG bar. $ 20
VöB erst in Un-
terlagen für 2
Stufe


Ausschrei-
bungs-
unterlagen


$ 22 VöB:
Diskriminierungs-
freie Festlegung
von Fristen


mindestens 25
Tage für Teil-
nahmeantrag ab
Publikation,
mindestens 40
Tage fürAngebot
ab Zustellung
Einladung


Herabsetzung ¡n


dringenden Fäl-
len auf mind. '10


Tage


Eingabefrist keine Fristen $ 22 VöB:
D¡skriminierungs-
freie Festlegung
von Fristen


-16-
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E¡gnungs-
kriterien und
Eignungs-
prüfung


keine Bekannt-
gabe notwendig,
aber zulässig


kelne Pflicht zur
Bekanntgabe von
Eignungskrite-
rien, da in der
Regel nur gee¡g-
nete Anb¡eter
eingeladen wer-
den;


aber sinnvoll,
wenn kein Stan-
dardauftrag oder
besondere
Kenntnisse ver-
langt werden
(vgl. auch Aus-
gchluss vom
Verfahren unten)


oV:
Eignungskriterien
sind in den
Ausschre¡-
bungs-
unterlagen auf-
zuführen;


Eignungspriifung
efolgt ¡m Rah-
men der Offert-
beurteilung als
erster Prüfschritt


SV:
Eignungskriterien
sind in den Be-
werbungs-
unterlagen oder
in der Ausschrei-
bung autufüh-
ren; in der


l. Stufe wird nur
die Eignung
beurteilt, welche
iiber die Zulas-
sung zur 2. Stufe
entscheidet;
Qualifikation ist
mittels anfecht-
barer Verfügung
zu eröffnen


OV:
Eignungskriterien
sind in den
Ausschrei-
bungs-
unterlagen auf-
zuführen;


Eignungsprüfung
erfolgt im Rah-
men der Offert-
beurteilung als
erster Prüfschritt


sV:
Eignungskriterien
sind in den Be-
werbungs-
unterlagen oder
in der Ausschrei
bung aufzufüh-
ren; in der


l. Stufe wird nur
die E¡gnung
beurteilt, welche
über die Zulas-
sung zur 2. Stufe
entscheidet
Oualifikat¡on ist
mittels anfecht-
barer Verfügung
zu eröffnen


Zuschlags-
kriterien


keine Bekannt-
gabe


Bekanntgabe in
den Ausschrei-
bungs-
unterlagen, in
der Reihenfolge
der Bedeutung
oder mit Gewich-
tung ($ 30 VöB)


OV:
Bekanntgabe in
den Ausschrei-
bungs-
unterlagen, in
der Reihenfolge
der Bedeutung
oder mit Gewich-
tung ($ 30 VöB)


SV:
Bekanntgabe
erst in den Un-
terlagen der 2.
Stufe erforder-
lich, in der Rei-
henfolge der
Bedeutung oder
mit Gewichtung
(s 30 vöB)


OV:
Bekanntgabe in
den Ausschrei-
bungs-
unterlagen, in
der Reihenfolge
der Bedeutung
oder mit Gewich-
tung (S 30 VöB)


SV:
Bekanntgabe
erst in den Un-
terlagen der 2.
Stufe erforder-
lich, ¡n der Rei-
henfolge der
Bedeutung oder
mit Gewichtung
(s 30 vöB)







Basler Verkehrs-Belriebe I Postfach I CH-4005 Basel BASEL ERFAHREN(ÐB


Einreichung der
Offerten / Form-
vorschriften


in der Regel
schriftliche Offer-
te; keine zw¡n-
genden Form-
vorschriften


fristgerechte
Einreichung per
Post (offizieller
Poststempel
ba/ì/ ðrtlicher
Abgabetermin);


unterzeichnet,
vollständig
ausgefüllt sowie
m¡t allen verlang-
ten Angaben und
Beilagen


oV:
fr¡stgerechte
Einreichung per
Post (ofiizieller
Poststempel
bzw. örtlicher
Abgabetermin);


unterzeichnet,
vollständig
ausgefüllt sowie
mit allen verlang-
ten Angaben und
Be¡lagen


sV:
Einreichung der
Bewerbung für
L Stufe gemäss
Vorgaben des
Auftraggebers
2. Stufe: Einrei-
chung der Ange-
bote wie beim
offenen Verfah-
ren


oV:
fr¡stgerechte
Einreichung per
Post (offizieller
Poststempel
bzw. örtlicher
Abgabetermin);


unterzeichnet,
vollständig
ausgefüllt sowie
mit allen vedang-
ten Angaben und
Be¡lagen


sV:
Einreichung der
Bewerbung fûr
1. Stufe gemäss
Vorgaben des
Auftraggebers
2. Stufe: Einrei-
chung der Ange-
bote wie beim
offenen Verfah-
ren


Offertöffnung keine Offertöff-
nung notwendig


Angebote bleiben
bis zur Offertöff-
nung geschlos-
sen; Öffnung
durch Vertreter
des Auftragge-
bers; Erstellung
eines Protokolls
mit den Eingabe-
summen und
Teilnehmern


oV:
Angebote bleiben
bis zur Offertöff-
nung geschlos-
sen; Öffnung
durch Vertreter
des Auftragge-
bers (bzw. Sub-
missionen BS);
Erstellung eines
Protokolls mit
den Eingabe-
summen und
Teilnehmern


sV:
1. Stufe: keine
öffentliche öff-
nung der einge-
reichten Bewer-
bungen
2. Stufe: Offer-
töffnung wie
beim offenen
Verfahren


OV:
Angebote bleiben
bis zur Offertöff-
nung geschlos-
sen; öffnung
durch Vertreter
des Auftragge-
bers (bzw. Sub-
missionen BS);
Erstellung eines
Protokolls mit
den Eingabe-
summen und
Teilnehmern


sV:
L Stufe: keine
öffentliche öff-
nung der e¡nge-
reichten Bewer-
bungen
2. Stufe: Offer-
töffnung wie
be¡m offenen
Verfahren


-18-
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Ausschluss
vom Verfahren


Verletzung ar-
beitsrechtlicher
Vorschr¡ften,
Nichtbezahlung
von Steuern und
Sozialversiche-
rungsbeiträgen


S I BeG: Haupt-
gründe: Verlet-
zung von Form-
vorschriften,
fehlende Eig-
nung, Angebot
entspr¡cht nicht
den Anforderun-
gen;


in der Regel mit
Zuschlag eröffnet


S I BeG: Haupl
gründe: Verlet-
zung von Form-
vorschriften,
fehlende Eig-
nung, Angebot
entspricht nicht
den Anforderun-
gen;


in der Regel m¡t
Zuschlag eröffnet


S I BeG: Haupt-
gründe: Vedet-
zung von Form-
vorschriften,
fehlende Eig-
nung, Angebot
entspricht nicht
den Anforderun-
gen;


in der Regel mit
Zuschlag eröffnet


Verhandlungen
/ Abgebotsrun-
den


zulässig unzulässig unzulässig unzulässig


Zuschlag
(Publikation)


keine detaillierte
Beurteilung er-
forderlich;


AuftragsbestÌi-
tigung an be-
rùcksichtigten
Anbieter; Absa-
geschreiben an
nichtberilcksich-
tigte Konkurren-
ten;


bei Anwendung
von S l9 BeG:
Publikat¡on
(Freihandverga-
be bei Ausnah-
men) mit
Rechtsmittelbe-
lehrung im Kan-
tonsblatt und
auf simap.ch
empfohlen


Beurteilung ge-
mäss Zu-
schlagskrite-
nen;


Mitteilung an
Anb¡eter mit
summarischer
Begründung
und Rechtsmit-
telbelehrung


Anbieter können
innert 5 Tagen
nach Zuschlags-
eröffnung we¡tere
Begründung
verlangen (S 27
BeG)


Beurteilung ge-
mäss Zu-
schlagskrite-
rien;


Mitteilung an
Anbieter mit
summarischer
Begründung
und Rechtsm¡t-
telbelehrung


zusätzliche Pub-
likatlon im Kan-
tonsblatt (ohne
Rechtsm¡ttelbe-
lehrung) und auf
simap.ch


Anbieter können
innert 5 Tagen
nach Zuschlags-
eröffnung weitere
Begründung
verlangen (S 27
eeG)


Beurteilung ge-
màss Zu-
schlagskrite-
flen;


Mitteilung an
Anbieter mit
summarischer
Begründung
und Rechtsm¡t-
telbelehrung


zusätzliche Pub-
likation im Kan-
tonsblatt (ohne
Rechtsmittelbe-
lehrung) und auf
simap.ch


Anb¡eter können
innert 5 Tagen
nach Zuschlags-
eröffnung weitere
Begründung
verlangen ($ 27
BeG)


Widerruf, Ab-
bruch und Wie-
derholung
(Publ¡kation)


formlos Gründe gemäss


$ 29 BeG


Mitteilung mit
kurzer Begrün-
dung und
Rechtsm¡ttelbe-
lehrung


Grtinde gemäss


S 29 BeG


Mitteilung mit
kurzer Begrün-
dung und
Rechtsmittelbe-
lehrung


Grùnde gemäss
$ 29 BeG


Mitte¡lung mit
kurzer Begrün-
dung und
Rechtsmittelbe-
lehrung
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RechtsschuE kein Rechts-
schutz;


bei Anwendung
von $ 19 BeG
Rechtsschutz auf
Verfahrenswahl
beschränkt


Rechtsmittelfrist:
10 Tage (keine
Gerichtsferien)


Rechtsmit-
telinstanz: Ver-
waltungsgericht
Basel Stadt


Rechtsmittelfr¡st:
10 Tage (keine
Gerichtsferien)


Rechtsm¡t.
telinstanz: Ver-
waltungsgericht
Basel Stadt


Rechtsmittelfrist:
10 Tage (keine
Gerichtsferien)


Rechtsmit-
telinstanz: Ver-
waltungsgericht
Basel Stadt


Aktene¡nsicht ke¡ne Aktenein-
sicht für Anbieter


ke¡ne Aktenein-
sicht während
des Submissi-
onsverfahrens;


nach Erteilung
des Zuschlags,
beschränkt bei
vertraulichen
Akten


keine Aktenein-
sicht während
des Submissi-
onsverfahrens;


nach Eröffnung
der Präqualifika-
tion und des
Zuschlags, be-
schränkt bei
vertraulichen
Akten


keine Aktenein-
sicht während
des Submissi-
onsverfahrens;


nach Eróffnung
der Präqualifika-
tion und des
Zuschlags, be-
schränkt be¡
vertraulichen
Akten


Statistik S lgvöB, sta-
tist¡kpflicht,
jährl¡che M¡ttei-
lung sämtlicher
im Staatsver-
tra
19
bene¡ Aufträge
an BVD


$ 1$Vö8, sta-
tistikpflicht,
jährliche Mittei-
lung såmtlicher
im Staatsver-
tragsbereich
vergebenef Auf-
träge an BVD


Gelösdrt:5


Gelaisdrt:5


Kommentar [A:¿]: Sehe den Zusam-
m€nhang von S 19 BeG zur Statistik-
pflicht nlcht. Muss derwirldlch hior
s{ehen?


Formatiertr Heruorheben


-20 -
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12. Ausnahmetatbestände


12.1 Ausnahmen nach $ 19 BeG und S 3f VöB (freihändige Vergabe)


ln einigen Ausnahmefällen und bei Vorliegen gesetzlich genau umschriebener Vorausset-
zungen ist bei Überschreiten der Schwellenwerte sowohl im Binnenmarkt- als auch im


Staatsvertragsbereich das freihändige Verfahren zulåssig. Diese Ausnahmebestimmungen


sind in $ 19 BeG und $ 31 VöB (i.V.m. Añ 12bi" Abs. 1 Satz 2 lVöB) abschliessend geregelt


und zurtickhaltend anzuwenden. Die umschriebenen Sachverhalte mUssen unzweifelhaft vor-
liegen.2


Die Vergabestelle hat das Vorliegen der besonderen Umstände wie z.B. das <unvorherseh-


bare Ereignisse> oder die zwingend erforderliche <Austauschbarkeit>> überzeugend darzu-
legen. Zusätzlicher Aufwand der Vergabestelle allein rechtfertigt nie die Anwendung von $
19 BeG und $ 3l Vö8.


Der Auftraggeber hat spätestens bei der Zuschlagserteilung ilber jeden in Anwendung der


Ausnahmebestimmung von $ 19 BeG und S 31 VöB freihändig vergebenen Auftrag einen


entsprechenden internen Bericht zu verfassen (vgl. Mustervorlage). Zudem ist im Staatsver-


tragsbereich der erfolgte Zuschlag mit Rechtsmittelbelehrung im Kantonsamtsblatt sowie auf


www.simap.ch zu publizieren (vgl. Muster x).


12.2 BagatellklauselfürBauauftråge


Gemåss der sogenannten "Bagatêllklausel" 
können im Staatsvertragsbereich einzelne


Bauaufträge, die kleinere Aufträge im Rahmen der Realisierung eines Gesamtvorhabens


darstellen, unter vereinfachten Bedingungen des Nicht-Staatsvertragsbereichs (Binnenmarkt-


bereich) vergeben werden (Art. 7 Abs. 2 lVöB bzw. S 13 VöB). Vorausgesetzt wird, dass sol-


che Teilaufträge


- je einzeln den Wert von GHF 2 Mio. nicht erreichen und


- zusammengerechnet hêlchstens 20 o/o des Wertes des gesamten Bauwerkes ausmachen.


Die Beschaffung der als Bagatellfälle ausgenommenen Einzelaufträge hat also ebenfalls


nach den im Binnenmarktbereich massgebenden Vorschriften und Verfahren zu erfolgen,


wobei aber in solchen Fällen kürzere Fristen gelten, keine französische Zusammenfassung
gemacht werden muss und s¡ch kein ausländischer Anbieter auf die in den Staatsverträgen


enthaltenen Grundsätze der Gleichbehandlung und Diskriminierung wird berufen kÖnnen.


2 
Das GPA h¿ilt we¡tere Ausnahmetatbestände wie z B. für dringliche Beschafiungen, Kåufe an Warenbörsen, Fol-


geeuftræe für Bauaufträge und fi¡r Ausnahmeverkäufe von Untemehmen (Liquidationsverkäde) fest Zudem hat


der Gesetzgeber für die Dringlichke¡t und d¡e en Warenbörsen gekauften Produkte in S 3 Abs. 4 BeG best¡mÍrt,


dass derartige Aufträfle nicht nach dem BeG vergeben werden müssen Damit schafite der Gesetzgeber aber ei-


nen Widerspruch zum Staatsvertragsrecht - zum GPA JBei S 31 VöB ist zu beechten, dass der Wortleut t¡ber die


Best¡mmung des GPA'S hinausgelìl. Entgegen Art. XV Abs. I lit. f GPA, welcher von zusälzlichen "Baud¡enstleis-
tungen" spricht, erwähnt S 3l VöB in allgemeiner Weise 


"Ergänzungsarbeilen 
oder ergänzende Dienslleistun-


gen'. Demit schafite der Gesetzgeber einen weiteren Wderspruch zum GPA, weshalb d¡e Anwendung von S 31


VöB ¡m Steatsverlragsbereich für Dienstleistungen und Liefereufträge nur mit Zuruckhattung ist.


Gelaisdrt:
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Beispiel: Bauvorhaben mit einer Gesamtsumme der Bauaufträge von CHF 40 Mio.


Staatsvertragsberêich


Die Vergaben haben nach den Regeln des
Staatsvertragsbereich zu erfolgen, also im
offenen, selektiven oder evü. fieih¿indigen


Verfahren nach $ 19 BeG.


Eh^^Gll- ñ^^h ¡^á Þ^^^l^ ¡^^ êt--tôr,^.


13. Folgen einer rechtswidrigen Vergabe


13.1 Vertragsauflösung


Unter bestimmten Voraussetzungen kann es sein, dass eine Vergabestelle von der Rekursin-


stanz zum Widerruf des Zuschlags und zur Auflösung des vergaberechtswidrigen Beschaf-


fungsvertrages auf den nächstmttglichen Termin aufgefordert wird.


13.2 StrafrechtlicheFolgen


Denkbar s¡nd überdies strafrechtliche Folgen wegen ungetreuer Amtsführung nach Art. 314


SIGB, wenn z.B. das Vergaberecht systematisch nicht beachtet wird (BGE 101 lV 407 [411]
E. 2) oder auch wegen Ungehorsam gegen amtliche Verf0gungen nach Art. 292 SIGB, wenn


von einer zuständigen Behörde (bzw. in casu durch ein Gericht) unter Hinweis auf die Straf-


androhung dieses Artikels erlassenen Verfügung (zum Widerruf eines Zuschlags, Abbruchs,


Wiederholung, neuer Durchführung eines Verfahrens etc.) nicht Folge geleistet wird.


13.3 HaftungsrechtlicheFolgen


Gemäss $ 32 BeG haften die Auftraggeber den rekurrierenden Anbietern f0r Schäden, d¡e sie


durch Entscheid verursacht haben und deren Rechtswidrigkeit vom Verwaltungsgericht fest-
gestellt worden ist. Die Haftung beschränkt sich auf Aufwendungen, die dem Anbieter im Zu-


sammenhang mit dem Vergabe- und Rechtsmittelverfahren eruachsen sind ($ 32 Abs. 2
BeG).


Gemäss $ 32 Abs. 3 BeG richten sich die Haftung und das Verfahren im Übrigen nach dem


für die Vergabestelle anwendbaren Haftpflichtrecht. Anwendbar ist somit das Gesetz Uber die


Haftung des Staates und seines Personals (Haftungsgesetz, HG; SG 161.f00) vom 17. No-


vember 1999.


Bagatellklausel - Regeln des Nlchh
Staatsvertragsbereichs


F¡¿¡ 20o/o de¡ geseÍfen Bausumme, also 1ür


mex. CHF I Mio., können Vergaben nach den
Regeln des Nichtstaatsvertragsberelchs
erfolgen.
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Ein weiteres Risiko besteht schliesslich darin, dass ein vergaberechtswidriges Vorgehen zu


einer lmageschädigung der BVB führt.


14. Vergabekriter¡en, Zuschlag und RechtsschuE


14.1 Vergabekriterien


Eignungs- und Zuschlagskriterien (= Vergabekriterien) sind bei einer Vergabe von zentraler
Bedeutung. Mit der Festlegung von sachgerechten und präzis formulierten Kriterien soll ge-


währleistet werden, dass das w¡rtschaftlich gf¡nstigste und bedarfsgerechte Angebot den Zu-


schlag erhält.


- Eignungskriterien sind anbieterbezogen und definieren, welche Voraussetzungen An-


bietende grundsätzlich erf0llen müssen, um für den Auftrag in Frage zu kommen (2.8.


Ausbildung, technische Ausrustung, Referenzen etc.).


- Zuschlagskriterien sind demgegenüber angebotsbezogen. Neben dem Preis und an-


deren wirtschaftlichen Kriterien (2.8. Betriebskosten, Serviceaufwand) können insbeson-


dere auch qualitative Kriterien gewählt werden (2.8. Materialwahl, lnnovationsgrad, Lö
sungsansatz, besondere Erfahrung der Schlüsselperson, Nachhaltigkeit und Lehrlings-


ausbildung).


Vergabekriterien dürfen nicht diskriminierend sein, sollen für jede Vergabe massgeschneidert


werden und mússen in der Reihenfolge ihrer Bedeutung oder unter Bekanntgabe ihrer Ge-


wichtung in der Ausschreibung bzw. in den Ausschre¡bungsunterlegen aufgeftlhrt werden ($


30 vöB).


Eine ausftihrliche Darstellung über die Zuschlagskriterien fìndet sich in ZetlweGER / WlRz,


s.596-599.


14.2 Verhandlungen


Verhandlungen zwischen den Auftraggebenden und den Anbietenden über Preise, Preis-


nachlässe und Anderungen des Leistungsinhalts sind nicht zulässig. lm freihändigen Verfah-


ren sind Verhandlungen hingegen zulässig (S 25 BeG).


14.3 Zuschlag und Rechtsschutz


Der Entscheid über den Zuschlag wird allen Anbietenden mit einer (mindestens) summarisch


begründeten Verfügung eröffnet Diese Zuschlagsverfügung kann innert 10 Tagen mittels ei-


nes Rekurses direkt beim Verwaltungsgericht des Kantons Basel-Stadt angefochten werden.


Gemäss g 27 Abs. 2 BeG können die Beteiligten innerhalb von fünf Tagen seit Eröffnung des


Zuschlages eine detailliertere Begrf¡ndung verlangen. Diesfalls läuft die 1O-tägige Rechtsmit-


telfrist erst nach Eröffnung der schriftlichen Begründung.


Auch andere Verfügungen sind selbständig mit Rekurs anfechtbar (Ausschreibung, Aus-


schluss aus dem Verfahren, Entscheid über die Auswahl der Anbietenden im selektiven Ver-


fahren, Abbruch, Entscheid über die Aufnahme in eine ständige Liste).


Wird nach ErÖffnung einer solchen Verfügung ein Rekurs beim zuständigen Gericht einge-


reicht oder zeichnet sich ein Rekursverfahren ab, sind die zuständigen Legal Services sofort


beizuziehen.
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Weitere Ausführungen zum Thema finden sich in ZELLWEGER/WtRz, S.603f. und 605-610.


15. AufbauderAusschreibungsunterlagen


Die Ausschreibungsunterlagen der BVB sind grundsätzlich wie folgt aufzubauen:


Teil A Alloemeine Bestimmunoen


Teil B Vertraosvorlaoen


Teil C Besondere Bestimmungen, Produktanfor-
derunoen bzw. Leistunosbeschreibunoen


Teil D Angaben durch die Anbieterin, ev. Techni-
scher Bericht, Preisblatt, ev. Tabellen- und
Formularblätter


BVB-|nterne Prozesse


Die BvB-internen Abläufe, Zuständig- und Verantwortlichkeiten werden in einem separaten


Dokument festgelegt. Mit deren Genehmigung durch die Geschäftsleitung der BVB werden


sie als Anhang Bestandteil der vorliegenden Vergaberichtlinien.


Mustervorlagen


Bei den Mustervorlagen im Anhang handelt es sich um Vorschläge, die den zuständigen Be-


schaffungsverantwortlichen bzw. -personen den Aufbau ihrer Submissionsdokumente erleich-


tern sollen. Sie sind als nicht abschliessend zu betrachten. Die Mustervorlagen sind daher


stets den konkreten Bedürfnissen des Auftrages bzw. den auftragsspezifischen Bedingungen


anzupassen.


Anhänge


Bestandteil der vorliegenden Vergaberichtlinie BVB sind die folgenden Anhänge:


Anhang A BVB-interne Prozesse
Anhang B Glossar
Anhang C Mustervorlagen


Genehmigung


Genehmigung durch GLÂ/R: xxx


19.
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Anhanq A


BVB-|nterne Prozesse


Erarbeitung/Genehmigung folgt später
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Anhans B


Glossar3


Abbruch des Ver-
fahrens


Abgebote


Absprachen


Allgemeine Ge-
schäftsbedingun-
gen (AGB)


Angebot


Arbeitsbedingun-
gen


Der Abbruch eines Vergabeverfahrens ist nur aus wichtigen Gründen S 29 BeG


zulässig, insbesondere dann, wenn kein Angebot eingereicht wurde, das
den Anforderungen der Ausschreibungsunterlagen genugt, wenn auf
Grund veränderter Rahmen- oder Randbedingungen oder wegen Wegfal-
lens von Wettbewerbsverzerrungen günstigere Angebote zu eMarten
sind (2.B. wenn Absprachen stattgefunden haben) oder wenn eine we-
sentliche Änderung des Projektes oder des Leistungsumfanges erforder-
lich wurde.


Verhandlungen über Preise, Preisnachlässe und Anderungen des Leis- S 2s BeG


tungsinhaltes mit den Anbietenden sind nicht zulässig. Eine Ausnahme
besteht nur im freihändigen Verfahren.


Anbietende, die untereinander Preisabsprachen treffen, können vom Sslit rBeG


Verfahren ausgeschlossen werden. Der Abbruch des Verfahrens (und
anschliessend eine freihändige Vergabe) ist zulässig, wenn sich alle An-
bietenden an den Absprachen beteiligt haben. Grundsätzlich muss die
Vergabestelle mittels ausreichender lndizien belegen kÖnnen, dass Ab-
sprachen stattgefunden haben.


Allgemeine Geschäftsbedingungen sind Vertragsbestimmungen, die für
eine Vielzahl von Vertrågen gelten sollen und deshalb in allgemeiner
Form formuliert sind. Sowohl Vergabestellen wie auch Anbietende verfü-
gen häufig flber solche AGB. Fur Vergabestellen ist es ratsam, die Frage
der Übernahme oder Geltung von AGB bereits in der Ausschreibung zu
regeln. Bleiben AGB eines Anbietenden unwidersprochen oder wird im
Einzelfall eine Prüfung unterlassen, kÖnnen sie zum Vertragsinhalt wer-
den und in der Ausführung des Auftrages Anlass für Differenzen zwi-
schen den Vertragsparteien bilden.


Mit der Abgabe eines Angebotes bewirbt sich der Anbieter um den Zu- S 23 BeG


schlag für die ausgeschrieben Leistung. Demgegenuber gelten die Aus-
schreibung, die Einladung zur Offertstellung im selektiven Vefahren so-
wie die Kontaktaufnahme im freihändigen Verfahren oder im Einladungs-
verfahren nicht als <Angebote> im juristisch verbindlichen Sinn. Ein An-
gebot muss schriftlich, vollständig und fristgerecht eingereicht werden.


Das Einhalten von Mindeststandards bei den Arbeitsschutz- und Arbeits- S 5 BeG


bedingungen (wie Arbeitszeiten, Mindestlöhne) ist VorausseÞung dafür, S2tr vöB
dass eine Anbieterin berücksicht¡gt werden kann. Als solche Arbeitsbe-
dingungen gelten die Gesamtarbeits- und Normalarbeitsverträge und, wo
diese fehlen, die tatsächlichen orts- und berufsüblichen Arbeitsbedingun-
gen. Diese Arbeitsbedingungen mussen auch eingehalten werden, wenn
sich eine Anbieterin nur für kurze Zeit in der Schweiz aufhält (2.8. im
Rahmen eines Montageauftrages). Anbietende, die diese Vorschr¡ften
nicht einhalten, werden vom Verfahren ausgeschlossen.


lm offenen und selektiven Verfahren haben Anbietende ein Dokument
beizulegen, in dem bestätigt wird, dass die Anbietenden die massgebli-


Dâs Glossar wurde aus dem Handbuch für Vergabestellen des Kanlons Zür¡ch (Stand 2011) der Kommission für das öf-


fentliche Beschaffungswesen (Hrsg ), Kapitel 11 ûbernommen und mit den entsprechenden Rechtsgrundlagen des Kan-


tons Basel-Stadt ergånzt
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Architekturwett-
bewerb


ARGE (Arbeitsge-
meinschaften)


chen Arbeitsbedingungen einhalten. lm Einladungs- und im freihändigen
Verfahren ist die Bestätigung auf Verlagen be¡zubringen


Auf Verlangen des Einigungsamtest haben Anbietende überdies nachzu-
weisen, dass bei Arbeitsleistungen in der Schweiz die Gleichstellung von
Frau und Mann gewährleistet ist


+ Wettbewerbe


Enthalten die Ausschreibungsunterlagen keine anderslautende Regelung,
d0rfen sich Anbietende in Arbeitsgemeinschaften (= einfache Gesell-
schaften) zusammenschliessen und als Bietergemeinschaften ein ge-
meinsames Angebot einreichen. Zu empfehlen ist eine ausdrückliche
Regelung in den Ausschre¡bungsunterlagen darüber, ob ARGE zulässig
sein sollen und ob Anbietende auch in mehr als einer Bietergemeinschaft
mitofferieren dürfen. Lässt man Bietergemeinschaften zu, muss die Eig-
nung aller Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft für den betreffenden Auf-
trag hinsichtlich der Funktion innerhalb der ARGE erfüllt sein.


Vergabeakten sind während dreier Jahre nach dem rechtsgültigen Ab-
schluss des Verfahrensaufzubewahren. Aufzubewahren sind : Ausschrei-
bung, Ausschreibungsunterlagen, OffertÖffnungsprotokoll, Korrespon-
denz, Verfügungen, das Angebot der berücksichtigten Anbieterin oder
des berücksichtigten Anbieters, Berichle über freihändige Verfahren im
Staatsvertragsbereich.


Der Rekurs gegen eine Verfügung im Rahmen eines Submissionsverfah-
rens hat nicht automatisch aufschiebende Wirkung, führt also nicht dazu,
dass das Vergabeverfahren in jedem Fall blockiert wird. Die aufschieben-
de Wirkung wird nur dann gewährt, wenn der Rekurs als ausreichend
begr0ndet erscheint und der aufschiebenden Wirkung keine überwiegen-
den öffentlichen lnteressen entgegenstehen (2.8. zwingende zeitliche
Vorgaben).


Mit diesem allgemeinen verwaltungsrechtlichen Rechtsbehelf kÖnnen
Verstösse gegen wesentliche Verfahrensvorschriften und Grundsätze des
Submissionsrechts gerügt werden. Die Aufsichtsbeschwerde kann form-
los und von jedermann erhoben werden. lhr kommt nur dort Bedeutung
zu, wo keine Verfügung erlassen wurde und deshalb das Rechtsmittel
des Rekurses nicht ergriffen werden kann.


- Lose


Bei der Berechnung des Auftragswerts eines Beschaffungsvorhabens ist
jede Art der Vergütung einzurechnen. Ein Auftrag darf nicht in der Absicht
aufgeteilt werden, die Anwendung der Vergabebestimmungen zu umge-
hen. Optionen und Folgeaufträge sind ebenfalls einzurechnen. Für meh-
rere gleichartige Aufträge und für Dauerverträge gelten besondere Re-
geln.


+ Vertragsdauer


Auskünfte zu den Ausschreibungsunterlagen sollen vor der Abgabefrist
für die Angebote und vor Erteilung des Zuschlages nur zuralckhaltend und
nur im Sinne von Erläuterungen gewährt werden. Sie dürfen insbesonde-
re einzelnen Anbietenden nicht unzulässige Vorteile gegenüber anderen
einräumen Ergeben Fragen während der Ausschreibungsphase einen


Archivierung


Aufschiebende
Wirkung


Aufsichtsbe-
schwerde


Aufteilung eines
Auftrages


Auftragswert


Auskünfte


s 25 VöB


s 17 VöB


Art 17 lVöB


S 32 BeG


s 14 r vöB
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Ausschluss vom
Verfahren


Klärungsbedarf für alle Anbietenden, ist die Vergabebehörde verpflichtet,
diese lnformation allen am Verfahren Beteiligten schriftlich mitzuteilen.


Eine Anbieterin oder ein Anbieter muss in der Regel vom Verfahren aus-
geschlossen werden, wenn einer der Sachverhalte gemåss $ 8 BeG vor-
liegt. Die Praxis der Vergabestellen bei der Handhabung von Aus-
schlussgründen ist uneinheitlich. Unerlässlich ist aber in jedem Fall, dass
alle Anbietenden gleich (<streng)) behandelt werden. Unter Umständen
kann dies dazu führen, dass auch an sich qualifizierte Anbietende wegen
unvollständiger oder unsorgfältiger Angebote ausgeschlossen werden
müssen.


ln den Ausschreibungsunterlagen werden die Anforderungen an die An-
bietenden und an die zu erbringenden Leistungen spezifìziert. Es sind
inhaltliche Mindestvorschriften einzuhalten.


Die Bagatellklausel kommt nur im Staatsvertragsbereich und einzig bei
Bauwerken zur Anwendung. Bei einem Bauwerk, das flber dem mass-
geblichen Schwellenwert liegt, müssen grundsätzlich alle Teilleistungen
im offenen oder selektiven Verfahren ausgeschrieben werden. Die Baga-
tellklausel lässt Ausnahmen von diesem Grundsatz zu, indem sie be-
stimmt, dass <Kleinaufträge> bis zu 20o/o de¡ Kosten des gesamten Bau-
werkes auch im Einladungs- und freihåndigen Verfahren (nach den Re-
geln im Nicht-Staatsvertragsbereich) vergeben werden können. lm Ein-
zelfall dürfen solche Aufträge den Wert von je CHF 2'000'000 nicht über-
schreiten.


Mit dem Rekurs können Rechtsverletzungen oder die unrichtige bezie-
hungsweise unvollständige Feststellung des Sachverhaltes gerOgt wer-
den, ebenso die Über- oder Unterschreitung des Ermessens und der
Ermessensmissbrauch. Das Verwaltungsgericht überpruft allerdings
nicht, ob ein Entscheid angemessen (zweckmässig) ist.


lst der Vertrag bereits abgeschlossen worden, kann die Rekursinstanz
die angefochtene Verfügung nicht mehr aufheben, sondern nur noch
deren Rechtswidrigkeit feststellen.


+ Binnenmarktgesetz


' ARGE


Sektorielles Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und
der Schweizerischen Eidgenossenschaft über bestimmte Aspekte des
öffentlichen Beschaffungswesens (SR 0.172.052.68). Das Abkommen ist
seit 1. Juni 2002in Kraft und erweitert und ergänzt den Anwendungsbe-
reich des GPA zwischen der EU und der Schweiz, z.B. werden weitere
Vergabestellen dem Abkommen unterstellt.


Bundesgesetz uber den Binnenmarkt vom 6. Oktober 1995 (SR 943.02).
Das BGBM schreibt den Kantonen und Gemeinden sowie anderen Trä-
gerinnen und Trägern kantonaler und kommunaler Offentlicher Aufgaben
u.a. vor, dass Aufträge von erheblichem Wert öffentl¡ch ausgeschrieben
werden mússen.


Ausschreibungs-
unterlagen


Bagatellklausel


Rekursgründe


Rekurs, Gutheis-
sung bei abge-
schlossenem Ver-
trag


BGBM


Bietergeme¡n-
schaft


B¡laterales Ab-
kommen CH-EU


Binnenmarktge-
setz


ssBeG


S 22 BeG


Art 7 Abs 2
IVöB


S 13Abs 2
VöB


Art 16lVöB


Art. 18 lVöB


S 30 BeG
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Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen = Rechtsgrund-
lage für die Vergaben des Bundes (SR 172.056.1).


Das BöB ist nicht anwendbar ftir Vergaben der Kantone und Gemeinden.


* Leistungsbeschrieb


Mit der Festlegung von Eignungskriterien definiert die Vergabestelle, $7BeG


welche spezifischen fìnanziellen, wirtschaftlichen, fachlichen und techni-
schen Voraussetzungen Anbietende erf{.¡llen mÜssen, um für den konkre-
ten Auftrag geeignet zu sein und Gewähr für die sachgerechte Erfüllung
zu bieten. Eignungskriterien müssen anb¡eterbezogen und nicht diskrimi-
nierend sein.


Die Eingabefrist für Angebote und Teilnahmeanträge itt,]l 9:! A::.- 
i,',o,âorst


schreibungsunterlagen genau, mit Datum und Uhrzeit, zu definieren. Die rr'[ r v


Angebote mt¡ssen innert der gesetzten Frist bei der ausschreibenden
Stelle eingehen, der Poststempel oder die Postaufgabe bis zu jenem


Zeitpunkt genügt nicht. Zu spät eingegangene Angebote oder Teilnah-
meanträge sind auszuschliessen.


Auch der Eingabeort ist genau zu defìnieren.


Vergabeverfahren, bei dem die Vergabestelle mehrere Anbietende direkt Art 12Abs


zu einer Angebotsabgabe auffordert. lu!¡o'"
Sofern es genugend Anbieter gibt, beträgt die Mindestzahl der Aufforde- 


S 17 Bec
rungen 5 (bis CHF 250'000) bzw. 7 (bis CHF 500'000). 


S 12 vöB


Bundesgesetz über die in die Schweiz entsandten Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer vom 8. Oktober 1999 (SR 823.20). Regelt die minima-
len Arbeits- und Lohnbedingungen ftlr die in die Schweiz entsandten Ar-
beitnehmenden von Arbeitgebern mit Sitz im Ausland.


Die Vergabestelle kann von den Anbietenden Erläuterungen zur Eignung
oder zum Angebot verlangen (= Klärung von Fragen). Mündliche Erläute-
rungen sind in einer Aktennotiz festzuhalten. Verhandlungen (Abgebote)
sind aber nicht zulässig.


Der Zuschlag oder andere Entscheide im Rahmen eines Vergabeverfah- $ 27 BeG


rens sind durch direkte Mitteilung zu eröffnen und soweit erforderlich im


Amtsblatt und zusätzlich unter www.simap.ch zu veröffentlichen.


- Zusatzauftrag


+ Option


Vergabeverfahren ohne Ausschreibung, bei dem die Vergabestelle eine 9113'"d
oder mehrere Anbieter¡nnen oder Anbiéter direkt aufforde-rt, eine Offerte 19 BeG


einzureichen. Das freihändige Verfahren kommt entweder bei Vergaben
mit relativ geringem Auftragswert zur Anwendung (vgl. die entsprechen-
den Schwellenwerte) oder bei Vorliegen eines Ausnahmetatbestandes.


Die Rechtsmittelfrist im Submissionswesen beträgt 10 Tage und ist nicht S30Abs l
erstreckbar. BeG


Vorgegeben sind auch die Fristen für die Eingabe von Angeboten: lm s22 und 23


Staatsvertragsbereich betragen sie 40 Tage für die Einreichung eines


BöB


Devis


Eignungskriterien


Eingabetermin /
E¡ngabeort


Einladungsverfah-
ren


Entsendegesetz


Erläuterungen


Eröffnung der Ver-
fügung


Folgeauftrag


Freihändige Ver-
gabe/ freihändiges
Verfahren


Fristen
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Angebotes und 25 Tage ftir Einreichung eines Teilnahmeantrages im
selektiven Verfahren. ln dringlichen Fällen können die Fristen auf minimal
1 0 Tage herabgesetzt werden.


Für den Nicht-Staatsvertragsbereich gilt eine allgemeine Frist von in der
Regel nicht weniger als 20 Tagen.


Während bei einer <normalen>r Ausschreibung der Leistungsbeschrieb
detailliert formuliert wird, ist bei einer funktionalen Ausschreibung die
geforderte Leistun g mit den tech n¡schen, wirtschaft lichen, gestalterischen
und funktionsbedingten Eckwerten umschrieben. Den Anbietenden wird
also weitgehend überlassen, wie sie die Leistungen im Detail gestalten
und offerieren wollen. Funktionale Ausschreibungen sind insbesondere
für Aufträge geeignet, bei denen von den Anbietenden lnnovation oder
das Präsentieren eines LÖsungskonzeptes erwartet wird oder wo neue
technische Lösungen gesucht werden.


Funktionale Ausschreibungen erfordern eine genaue und sorgfältige
Festlegung der Zuschlagskriterien, damit ein objektiver Vergleich der
Angebote mÖglich wird.


Werden von Anbietenden finanzielle Sicherheitenverlangt (Erfüllungsga- $ 2'1-Abs 2


rantie, Bürgschaftenetc.), ist dies in den Ausschreibungisunterlageñ óe- lit f BeG


kannt zu geben.


General Agreement on Tariffs and Trade, Allgemeines Zoll- und Han-
delsabkommen im Rahmen der Welthandelsorganisation


-WTO
Grundprinzip des GPA. Einen Anspruch auf einen gleich berechtigten Art s lvöB


Zugang zu den schweizerischen Beschaffungsmärkten haben nur Anbie- S lotir. b


tende aus solchen Staaten, die Gegenrecht gewähren, d.h., dass jene BeG


Staaten ihrerseits die Beschaffungsmärkte für Schweizer Anbietende
offen halten müssen.


- GPA


Würden durch die Anwendung der Bestimmungen über das öffentliche Art'10Abs


Beschaffungswesen (also diJDurchfuhrung eines Verfahrens und die 2lit clvöB


Vergabe an einen Anbietenden) bestehende Schutzrechte des geistigen $ 3 Abs.4


Eigèntums (2.8. Urheberrechte) eines Dritten verletzt, muss ein Auftrag lit a BeG


nicht nach den Regeln des Submissionsrechts vergeben werden.


Aus Gründen des Schutzes des geistigen Eigentums kann es auch ange-
zeigt sein, einen Auftrag, der über den massgeblichen Schwellenwerten
liegt, ausnahmsweise freihändig zu vergeben.


Funktionale Aus-
schreibung


Garantien (finan-
zielle)


GATT


Gegenrechtsprin-
z¡p


Geistiges Eigen-
tum


General unterneh-
mer (GU)/


Totalunternehmer
(TU)


Während der Auftrag an einen Generalunternehmer oder Totalunterneh-
mer den Bestimmungen über das öffentliche Beschaffungswesen unter-
steht, gilt dies für die Auswahl der Subunternehmen durch den GU oder
TU nicht. Ein GU/TU hat einzig die Grundsätze der Beachtung der Ar-
beitsschuÞbestimmungen und die Gleichbehandlung von Frau und Mann
zu befolgen. Er ist also nicht an die Verfahrensvorschriften eines offenen,
selektiven oder Einladungsverfahrens gebunden und gegen seine Aus-
wahlentscheide ist kein Rechtsmittel moglich. Die Vergabestelle hat die
Moglichkeit, sich im Rahmen der vertraglichen Vereinbarung mit dem
GU/TU ein Mitspracherecht bei der Auswahl der Subunternehmen vozu-
behalten.


s6
Abs.3und 4
BeG
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Gesamtarbeitsver-
träge


Durch den Gesamtarbeitsvertrag stellen Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
verbände gemeinsam Bestimmungen über die Arbeitsbedingungen auf,


z.B. den Beginn, den lnhalt und die Beendigung der einzelnen Arbeits-
verhältnisse. Ein (vom Bund) allgemeinverbindlich erklärter Gesamtar-
beitsvertrag gilt für alle Unternehmen einer Branche, auch fÜr Nichtmit-
glieder der entsprechenden Verbände.


Hält eine Anbieterin/ein Anbieter Gesamtarbeitsverträge nicht ein, erfolgt
ein Ausschluss vom Vergabevelahren.


Der Gesamtleistungswettbewerb ist ein besonderes Wettbewerbsverfah-
ren - meist bei Bauwerken angewandt -, mit dem die Vergabestelle
gleichzeitig Planungs- und Realisierungsleistungen ausschreibt, also
sozusagen ein <schlüsselfertiges> Haus kauft. Dadurch können in kon-
zeptioneller, gestalterischer und technischer Hinsicht verschiedene Lö
sungen gleichzeitig evalu¡ert werden. Gesamtleistungen können auch in


einem anderen Submissionsverfahren (i.d.R. in einem offenen oder se-
lektiven Verfahren) ausgeschrieben werden.


Die Gleichbehandlung von Anbietenden im Beschaffungsverfahren ist ein
wichtiger Grundsatz im Beschaffungsrecht: Anbietenden dürfen keine
Nachteile auferlegt werden, die für andere Anbietende nicht gelten, und
Anbietenden dürfen ke¡ne Vorteile gewährt werden, die anderen Anbie-
tenden verwehrt sind. Das Gleichbehandlungsgebot zielt auf die Fairness
im Beschaffungsverfahren ab: Es soll allen Anbietenden die Chancen-
gleichheit und ein willkürfreies Verhalten der Vergabestelle gewährleistet
werden.


Anbietende, die den Grundsatz der Gleichbehandlung von Frau und


Mann nicht einhalten, sind von einem Vergabeverfahren auszuschlies-
sen. Der Nachweis, dass z.B. der gleiche Lohn für Frau und Mann ge-
währt wird, gestaltet sich nicht einfach, die Entwicklung entsprechender
Prtlfinstrumente ist allerdings im Aufbau. Als minimale Massnahme sollte
bei der Ausschreibung eine Selbstdeklaration der Anbietenden verlangt
werden mit dem Hinweis, dass falsche Angaben zu einem Ausschluss
bzw. Widenuf des Zuschlages fi¡hren können.


Government Procurement Agreement, Übereinkommen über das öffentli-
che Beschaffungswesen der Welthandelsorganisation WTO (= 1ryot¡6


Trade Organization) vom 15. Apr¡l 1994, dem die Schweiz mit Wirkung ab
1. Januar 1996 beigetreten ist.


- Wettbewerbe


+ Wettbewerbe


lnterkantonale Vereinbarung flber das öffentliche Beschaffungswesen
vom 15. Më¡22001. Das Konkordat regelt als Rahmengesetz die Grund-
lagen des Offentlichen Beschaffungswesens für die Kantone.


Sofern in einem Wettbewerbsvelahren (neben anderen Voraussetzun-
gen) zur Beurteilung der Beiträge eine unabhängige Jury (Preisgericht)
eingesetzt wird, kann ein Auftrag aufgrund der Empfehlung dieser Jury
freihändig vergeben werden. Die Vergabestelle ist - vorbehältlich wichti-
ger Gründe - an die Empfehlung der Jury gebunden.


Gesamtleistungs-
wettbewerb


Gleichbehandlung


Gleichbehandlung
von Mann und
Frau


GPA


ldeenwettbewerb


lngenieurwettbe-
werb


IVöB


Jury


SS5und6
BeG


ss 1 vöB


Art. 12 Abs
3IVöB


S 20 BeG


Art.1 Abs.3
lit b und 11
lit a lVöB


s I lir.b
BeG


s10 vöB


Art. 11 lit. f
IVöB


S5Abs.2
lit. b und 6
Abs.1 BeG


ss 4€ vöB
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+ Wettbewerbe


Eine Konventionalstrafe ist eine von den Vertragsparteien f0r die Nichter-
füllung oder die nicht richtige Erfüllung eines Vertrages (2.8. Lieferverzô
gerung) vereinbarte pauschalisierte Vertragsstrafe. Soll eine Konventio-
nalstrafe vereinbart werden, ist dies bereits in den Ausschreibungsunter-
lagen bekannt zu geben. Konventionalstrafen müssen der Auftragsart
und Auftragssumme entsprechend angemessen sein.


Nicht nur der Kauf von Lieferungen und Dienstleistungen, sondern auch Art' ôAbs. I
Miete und Leasing unterstehen ãen Bestimmungen üÉer das öffentliche lit'blvöB


Beschaffungswesen. Fur die Bestimmung des massgeblichen Auftrags- S lsAbs 3


wertes gelten besondere Berechnungsregeln. vöB


Gemäss $ 26 Abs. 2 lit d BeG ist bei Anbietenden mit Sitz in der Schweiz S 26Abs.2


das Engãgement fflr die Ausbildung von Lernenden ein zulässiges Zu- lit'dBeG


schlagskriterium. S3o Abs 2


Nicht jede Person kann einen Rekurs ergreifen, sondern nur, wer legiti-
m¡ert ist. Legitimiert ist, wer durch die angefochtene Verfügung betroffen
wird und ein schutzwtlrdiges lnteresse an deren Aufhebung oder Ande-
rung hat. Die Gerichte verlangen z.B. eine realistische Chance der Rekur-
rentin, den Zuschlag zu erhalten.


Auch Pflichtenheft oder Devis genannt. Teil der Ausschreibungsunterla-
gen, in dem die zu beschaffende Leistung definiert und umschrieben
wird.


Sofern in hen, kann ein Auftrag aufgeteilt und S 15Abs. I
an versc en werden. Die Auñeilun! in Lose Tîf ?t,ât'
kann für ein in ihrem Ermessen liegendes
sinnvolles und zulässiges lnstrument dafür sein, auch kleinere Unter-
nehmen zu berücksichtigen.


lm Leistungsbeschrieb sind Markenbezeichnungen, Patente oder Fir- S11BeG
mennamen von Produkten oder Leistungen grundsåtzlich unzulässig. Die
Beschreibung der Leistung hat produkteneutral zu erfolgen. Kann aller-
dings der Beschaffungsbedarf nicht genau und verständlich umschrieben
werden, ist die Nennung von Marken- bzw. Produktenamen ausnahms-
weise zulässig, sofern der Zusatz <oder gleichwertig> angeführt wird. Die
Gleichwertigkeit eines Produktes haben die Anbietenden zu beweisen
(2.8. mit Gutachten, Pr0fberichten etc.).


+ Leasing


Der vermutete Ermessensmissbrauch einer Vergabestelle kann mit Re- Art 16lvöB


kurs gerügt werden, nicht aber die Unangemessenheit.


+ Unangemessenheit


Die Nachhaltigkeit einer angebotenen Leistung kann als Zuschlagskriteri-
um beurteilt werden. Der Begriff Nachhaltigkeit geht weiter als jener der
<Ökologie> und betrifft nicht nur die Natur sondern auch soziale und öko-
nomische Belange und ist ein Grundanliegen unserer Verfassung (Art. 2
BV). Nachhaltig ist eine Entwicklung, wenn sie gewährleistet, dass die
Bedürfnisse der heutigen Generation befriedigt werden, ohne dass die


Konventionalstrafe


Leasing/ Miete


Lehrlingsausbil-
dung


Legitimation zum
Rekurs


Leistungs-
beschrieb/ Leis-
tungsverzeichnis


Lose


Markenbezeich-
nung/ Technische
Spezifikation


Miete


Missbrauch des
Ermessens


Nachhaltigkeit







Basler Verkehrs-Belriebe I Postfach I CH-4005 Basel BASEL ERFAHRENqB


Möglichkeiten künftiger Generationen zur Befriedigung ihrer eigenen Be-
dürfnisse beeinträchtigt werden.


Nichtdiskriminierung heisst, dass Anbietende anderer Vertragsstaaten, Artll lit a


Kantone oder Gemeinden sowie deren Güter und Dienstleistuñgen nicht lvöB


ungünstiger behandelt werden dürfen als Anbietende des eigenen Staa- Sslit b


tes, Kantons oder Gemeinde sowie deren Güter und Dienstleistungen. BeG


Dabei handelt es sich um staatl¡che Erlasse über die Arbeitsbedingungen
für einzelne Arten von Arbe¡tsverhältnissen. Solche werden vor allem für
Berufsgruppen aufgestellt, die nicht oder nicht genügend organisiert sind
und somit eines besonderen Schutzes durch staatliche Stellen bedürfen
(2.B. Hausangestellte). Bestehen solche Normalarbeitsverträge, müssen
sich die Anbietenden daran halten.


Öffentliche Auftraggeberinnen und Auftraggeber sind öffentlich-rechtliche Art 8lvöB


oder auch privatrechtlich organisierte Vergabestellen, die vom persönli-
chen Anwendungsbereich der Rechtsgrundlagen zum öffentlichen Be-
schaffungswesen erfasst werden, sei dies, weil sie namentlich in den
massgeblichen Rechtsgrundlagen aufgelistet werden oder weil sie unter
eine allgemein umschriebene Kategorie von Vergabestellen fallen.


Vergabeverfahren, bei dem die zu vergebenden Leistungen öffentlich Art. 12Abs'


ausleschrieben werden müssen und alle lnteressierten eiriAngebot ein- 1 l¡t a lvöB


reichen können. S 14 BeG


Aus Grflnden der Vertraulichkeit findet die Offertöffnung nicht öffentlich $ 24 BeG


statt. Sie ist allerdings formell geregelt, indem zwei Vertreterinnen oder S 2g vöB
Vertreter der Vergabestelle anwesend sein müssen und die Offnung der
Angebote zu protokollieren ist. Auf Verlangen ist allen Anbietenden Ein-
sicht in das Protokoll zu gewähren, das die Namen der Anbietenden, das
Eingangsdatum und die Angebotspreise enthält. Häufig wird das Protokoll
den Anbietenden auch zugesandt.


+ Nachhaltigkeit


Mit Optionen, die im Rahmen von Ausschreibungen formuliert werden,
behält sich eine Vergabestelle vor, Zusatz-, Ergänzungs- oder Folgeauf-
träge ebenfalls an jene Anbieterin/jenen Anbieter zu vergeben, die/der
den Zuschlag erhält. Solche Optionen können mit Vorbehalten versehen
werden, z.B. lü¡ den Fall, dass das Projekt nicht weiter verfolgt oder ein
Kredit nicht gewährt wird. Ein durchsetzbarer Anspruch der Unterneh-
mung auf weitere Aufträge ergibt sich aus einer Option nicht.


Nichtdiskriminie-
fung


Normalarbeitsver-
träge


Öffentliche Auf-
traggeberinnen
und Auftraggeber


Offenes Verfahren


Offertöffnung


0kologie


Optionen


Paritätische Kon-
trollorgane


Planungswettbe-
werb


Pråqualifikation


Diese werden auf der Grundlage von Gesamtarbeitsverträgen (GAV)
gebildet und können die Einhaltung der Arbeitsbedingungen gemäss
GAV t¡berprufen.


Oberbegriff für ldeen- und Projektwettbewerb 
âluJ3o*


- Wettbewerbe


lm selektiven Verfahren erfolgt in einem ersten, formell eigenständigen Art 12Abs'


Verfahrensschritt die Eignungãprüfung. Für diese Praqualifikation haóen 1 l¡t b lvöB


die Bewerberinnen und Bewerber einen Teilnahmeantrag einzureichen S 15Abs 2


und die geforderten Eignungsnachweise zu erbringen. Der Entscheid BeG
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über die Präqualifikation ist mit Rekurs anfechtbar


+ Jury


Diese Art von Wettbewerb dient der Erlangung von Lösungsvorschlägen Art. 12Abs


von klar umschriebenen Aufgaben und z-ur Érmittlung võn geeigneiten 3lvöB


Vertragspartnerinnen und Vertragspartnern, welche diese LÖsungen teil- S 20 Bec
weise oder ganz realisieren können. Bei der Ausschreibung von Projek!
wettbewerben ist genau zu regeln, welche Ansprüche auf Folgeaufträge
eine Gewinnerin oder ein Gewinner hat.


+ Wettbewerbe


Die gesetzlich vorgeschr¡ebenen Publikationsorgane im Beschaffungs- S19vöB
wesen sind das kantonale Amtsblatt und d¡e elektronische Ausschrei-
bungsplattform www.simap.ch. Oft haben Gemeinden und Städte zusätz-
lich noch eigene Publikationsorgane.


Rahmenverträge mit Anbietenden entsprechen einem praktischen Be-
dürfnis von Vergabestellen, sind in der Submissionsverordnung aber
nicht ausdrücklich vorgesehen. lm Rahmen eines ordentlichen Aus-
schreibungsverfahrens (insbesondere auch im selektiven Verfahren)
können aber solche Rahmenverträge sachgerecht ausgeschrieben wer-
den. FÍlr die Berechnung des Auftragswertes sind die maximal voraus-
sehbaren Auftragssummen fflr die vorgesehene Laufdauer des Vertrages
massgeblich.


Zeigt die rechnerische Prüfung der eingegangenen Angebote offensichtli- S 2e Abs. 2


chJRechnungsfehler (2.8. faisches Zusãmmenzahbnj, sind diese ohne satz2vöB


Rücksprache mit der Anbieterin oder dem Anbieter zu berichtigen. Nicht
berichtigt werden dürfen Kalkulationsfehler einer Anbieterin oder eines
Anbieters.


Verftigungen im Rahmen von Beschaffungsverfahren (2.8. Ausschrei- Sglit e


bung im õffenen und selektiven Verfahren, Zuschlag, Auswahl der Anbie- BeG


tenden für die 2. Stufe des selektiven Verfahrens, Abbruch des Verfah-
rens, Ausschluss vom Verfahren, Sanktionen) sind mit einer Rechtsmit-
telbelehrung zu versehen.


Beispiel: Gegen diese Verfügung (Variante: Ausschreibung) kann innert
10 Tagen, von der Zustellung (Variante: vom Publikationsdatum) an ge-
rechnet, beim Verwaltungsgericht des Kantons Base/-Sfadf, Bäumlein-
gasse 7, 4051 Basel, schriftlich Rekurs eingereicht werden. D¡e Rekurs-
scñnfr lsl in dreifacher Ausfeñigung einzureichen. Sie øuss einen Antrag
und dessen Begründung enthalten. Die angefochtene Veñügung (Varian-
te: Ausschreibung) ist beizulegen. Die angerufenen Beweismittel sìnd
genau zu bezeichnen und sowe¡t möglich beizulegen.


Die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtes des Kantons Basel-Stadt
ist zum Teil auffìndbar unter www.swisslex.ch. Bei der Bezugnahme auf
die Rechtsprechung anderer Kantone oder jener der Rekurskomm¡ssion
für das öffentliche Beschaffungswesen des Bundes ¡st zu berücksichti-
gen, dass die Rechtsgrundlagen zum Teil differieren. Das Bundesgericht
veröffentlicht seine Entscheide unter www.bger.ch.


Referenzangaben können dazu dienen, die Eignung einer Unternehmung
zu belegen (z.B unter dem Kriterium <Erfahrung>) und/oder sie können


Preisgericht


Projektwettbewerb


Publikationsorgan


Rahmenverträge


Rechnungsfehler


Rechtsmittelbeleh-
rung


Rechtsprechung


Referenzen
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Rekurs/ Rekurs-
frist


Sammelaufträge


Sanktionen


auch als Zuschlagskriter¡um geprüft werden. Um eine unzulässige Dop-
pelbewertung sowohl bei der Eignung als auch bei den Zuschlagskriterien
zu vermeiden, ist in den Ausschreibungsunterlagen genau zu definieren,
wofür und in welchem Umfang Referenzen verlangt werden. (Beispiele:
Eignungskriterium <Erfahrung>: drei Referenzen vergleichbarer Objekte
in den letãen fünf Jahren; Zuschlagskriterium <Qualität und Kostenein-
haltung>: Referenzen, die belegen, dass die Anbieterin/der Anbieter in
der Lage ist, einen engen Kostenrahmen einzuhalten).


Gegen Verfügungen der Vergabestelle kann in einem Vergabeverfahren
beim Verwaltungsgericht Basel-Stadt Rekurs eingereicht werden. Ein
verwaltungsinternes Rechtsmittel steht nicht zur Verfügung. Die Rechts-
mittelfrist beträgt 10 Tage und ist nicht erstreckbar.


Aufträge, die für einen best¡mmten Zeitraum geplant sind, können ge-
samthaft in einer Publikation veröffentlicht werden.


Gegen Anbietende, die in schwerwiegender Weise den Vergabebestim-
mungen zuwiderhandeln (2.8. falsche Angaben, Absprachen), stehen die
Sanktionen Verwarnung, Widerruf des erteilten Zuschlags oder Aus-
schluss von kLlnftigen Vergaben für die Dauer von bis zu 5 Jahren zur
Verfügung. Sanktionen sind mittels Verfügung zu erlassen und mit Rekus
anfechtbar.


Erkennt das Verwaltungsgericht, dass eine Verfügung (2.8. ein Zuschlag)
rechtswidrig war, entsteht ftlr eine Rekurrentin ein Anspruch auf Scha-
denersatz. Dieser ist allerdings auf die Kosten des Verfahrens und die
Kosten für die Ausarbeitung des Angebotes beschränkt. Entgangener
Gewinn wird nicht entschädigt.


Offensichtliche Schreibfehler in einem Angebot können ohne Rückspra-
che mit der Anbieterin oder dem Anbieter korrigiert werden.


ln den Beschaffungserlassen festgelegter Geldwert in Schweizer Franken
(oder EURO), von dem die Unterstellung unter das anwendbare Recht
und das zu wählende Vergabeverfahren abhängt. Es ist zwischen
Schwellenwerten im Staatsvertragsbereich und solchen im Nicht-
Staatsverlragsbereich zu unterscheiden; letãere sind von grösserer prak-
tischer Bedeutung.


Als Sektoren werden im Rahmen des Beschaffungswesens die Branchen
Wasser, Energie und Verkehr bezeichnet. ln den Sektoren unterstehen
sowohl Offentliche als auch priva te Unternehmen, die auf Grund beson-
derer Rechte tätig sind, den Bestimmungen des Öffentlichen Beschaf-
fungswesens. lm Staatsvertragsbereich sind für die Aufträge in den Sek-
toren besondere Schwellenwerte zu beachten.


+ Bilaterales Abkommen CH-EU


Zweistufìges Vergabeverfahren, bei dem der Offertphase ein Verfahren
vorgelagert ist, in dem Bewerberinnen und Bewerber Teilnahmeanträge
einreichen. Deren Eignung wird in einem separaten formellen Verfah-
rensschritt überprüft.


Système d'information sur les marchés publics en Suisse. lnternet-
Ausschreibungsplattform www.simap.ch, welche neben dem kantonalen


Schadenersatz


Schreibfehler


Schwellenwerte


Sektoren


Sektorielles Ab-
kommen


Selektives Verfah-
ren


SIMAP


Arl 15 lVöB


S 30 tr. BeG


S 34 BeG


S 33 BeG


S29Abs 2
SaÞ VöB


S11,12und
13VöB


Art. 12 Abs.
1 tit. b rvöB


S 15 und 16
BeG
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Statist¡k


Steuern und Sozi-
alabgaben


Amtsblatt das obligatorische Publ¡ka tionsorgan ist.


- Publikationsorgan


Vergabestellen sind für Vergaben im Staatsvertragsbereich statistikpfl ich-
tig. Der Regierungsrat kann ergänzende Statistiken verlangen.


Anbietende, die fällige Steuern oder Sozialabgaben nicht bezahlt haben,
sind vom Verfahren auszuschliessen. ln erster Linie soll die Selbstdekla-
ration der Anbietenden über die Einhaltung dieser Voraussetzung Aus-
kunft geben. Es ist den Vergabestellen zu empfehlen, das Einverlangen
weiterer Unterlagen vozubehalten und sich von den Anbietenden die
Zustimmung zum Einholen weiterer Auskünfte geben zu lassen, damit
auch direkt bei den zuståndigen Behörden nachgefragt werden kann.


Absprachen oder abgestimmtes Verhalten unter Anbietenden mit dem
Ziel, den Wettbewerb zu erschweren oder zu verhindern, bzw. die Verga-
be in gegenseitigem Einverständnis zu beeinflussen. Solche Absprachen
führen zum Ausschluss vom Verfahren oder zu dessen Abbruch. Sub-
missionskartelle können mit Sanktionen der Vergabestelle und zudem
auch durch die Wettbewerbskommission geahndet werden.


Ohne anders lautende Regelung in den Ausschreibungsunterlagen ist der
Beizug von Subunternehmen grundsätzlich zulässig. Es ist zu empfehlen,
in den Ausschreibungsunterlagen Aussagen zu den Subunternehmen zu
machen (2.8. Zulässigkeit, Verbot, bei mehreren Anbietenden als Subun-
ternehmen mit zu offerieren, Vetorecht der Vergabestelle etc.). Werden
Subunternehmen zugelassen, haben sie die für sie massgeblichen Eig-
nungskriterien zu erfilllen. Ratsam ist es, genaue Angaben flber Subun-
ternehmen zu verlangen.


- Aufschiebende Wirkung


Submissionskar-
telle


Subunternehmen


s 16 VöB


s8r¡t b
BeG


S 8lit. f BeG


SOAbs.3
und 4 BeG


S3Abs.3
VöB


Art 1 Abs 3
lit. c lVöB


S9lit.a
BeG


Art 16Abs
1 lit. a lVöB


Suspensiveffekt


TechnischeSpezi- ¡Markenbezeichnungen
fikationen


Teilangebote r Lose


Teilnahmeantrag Eingabe der Bewerberinnen und Bewerber in der ersten Stufe des selek-
tiven Verfahrens


Totalunternehmer -Generalunternehmer


Transparenz


Überschreiten des
Ermessensspiel-
raums


Transparenz ist einer der wichtigen Grundsätze der Bestimmungen des
öffentlichen Beschaffungswesen, der insbesondere verlangt, dass die
Verfahren f0r die Anbietenden nachvollziehbar auszugestalten sind. Der
Grundsatz wird z.B. durch das Erfordernis der öffentlichen Ausschrei-
bung, die Bekanntmachung von Eignungs- und Zuschlagskriterien, aber
auch durch die Begründungspflicht und die Rechtsmittelmttglichkeiten
konkretisiert.


Das Überschreiten des Ermessensspielraumes einer Vergabestelle kann
mit Rekurs gerflgt werden. Beispiel: Eine Vergabestelle berücksichtigt bei
der Prüfung der Angebote die bekannt gegebenen Zuschlagskriterien
nicht.
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Umweltschutz + Nachhaltigkeit


Unangemessen- Der Entscheid einer Vergabebehörde ist unangemessen, wenn et zwat
heit innerhalb des Ermessensspielraums liegt, das Ermessen aber nicht r¡ch-


tig (unzweckmåssig) gehandhabt wurde. Die Unangemessenheit kann
(anders als die Überschreitung des Ermessenspielraums) nicht mittels
Rekurs gerügt werden: Das Verwaltungsgericht greift nicht in den Ermes-
sensspielraum der Vergabestellen ein.


Ungewöhnlich Auffällig niedrige Angebote dürfen nicht ohne nähere Prüfung ausge- Sslit iBeG


niedrige Angebote schlossen werden (zum Beispiel gest0tzt auf eine von der Vergabebe-
/ Unterangebote hörde festgelegte prozentuale Differenz zum Durchschnitt aller Ange-


botspreise). Es ist grundsätzlich nämlich zulässig, dass eine Anbieterin
oder ein Anbieter unter den Selbstkosten anbietet. Anbietende von un-
gewöhnlich niedrigen Angeboten sind mit Fristansetzung schriftlich aufzu-
fordern, solche Angaben zu machen, zum Beispiel zur Einhaltung des
GAV, zum Terminprogramm, zum vorgesehenen Personal und den Kal-
kulationsgrundlagen. Werden die Angaben nicht innert Frist oder unvoll-
ständig geliefert, ist das Angebot auszuschliessen.


Unvollständigkeit ln wesentlichen Punkten unvollständige Angebote sind vom Verfahren S23Abs.2


auszuschliessen (2.8. fehlende Hauptu-nterscñrift). BeG


Urheberrecht - Geistiges Eigentum


Varianten Die Ausschreibung muss Angaben zur Zulässigkeit von Varianten enthal- S 23Abs 4


ten. Es ist zu regeln, ob Variãnten zulässig sinJoder nicht. Die Zulassung BeG


von Varianten ist dort sinnvoll, wo innovative Lösungsvorschläge oder S27vöB
kostengünstigere Angebote eruartet werden kÖnnen. Werden Varianten
zugelassen oder sogar ausdrücklich gew0nscht, sind die Zuschlagskrite-
rien besonders sorgfältig zu wåhlen.


Verbindlichkeit ln den Ausschreibungsunterlagen ist anzugeben, wie lange die Angebote 9-2,9.49: 
1


von Angeboten g0ltig sein sollen. Massgebend ist die voraussichtliche Dauer zwischen rrl Kvot'


Offertabgabe und Zuschlag.


Vergabekriterien OberbegrifffurEignungs- und Zuschlagskriterien


Vergütungvon Anbietende haben keinen Anspruch auf die Vergütung der Aufwendun- S23Abs 3


Angãnoten gen für die Erstellung ihres Angebotes. Ausnahm-en koinen (und sollen) BeG


namentlich für komplexe Vorleistungen gemacht werden. Eine solche
Entschädigung ist in der Ausschreibung zu regeln.


Verhandlungeî + Abgebote


Veröffentlichung Offene und selektive Verfahren sind im Amtsblatt und unter S 21 Abs I


www.simap.ch auszuschreiben. Die im offenen und selektiven Verfahren BeG


sowie fre¡händig erteilten Zuschläge im Staatsvertragsbereich sind spä- SlevöB
testens 72 Tage nach dem Zuschlag zu veröffentlichen. Ebenfalls zu
publizieren sind sodann der Abbruch und die Wiederholung von offenen
oder selektiven Verfahren (im Staatsvertragsbereich und im Nicht-
Staatsvertra gsbereich ).


- SIMAP
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Vertrag


Vertragsdauer


Vertraulichkeit


Der (privatrechtliche) Vertragsschluss erfolgt erst nach rechtskräftigem
Abschluss des (öffentlich-rechtlichen) Vergabeverfahrens und ist ein ei-
genständiger rechtlicher Vorgang


Die Laufzeit eines Dauerauftrages (2.8. auch bei Verträgen, die sich
(ährlich erneuern>) darf nicht so gewählt werden, dass andere Anbie-
tende unangemessen lange vom Markt ausgeschlossen werden.


Die Vergabestelle hat die Angaben der Anbietenden in den Angeboten
vertraulich zu behandeln. Zu denken ist insbesondere an Geschäftsge-
heimnisse (technische lnformationen, aber auch Kalkulationsgrundlagen)
und an das geistige Eigentum.


- Geistiges Eigentum


+ Rechtsmittelbelehrung


Personen oder Unternehmen, die an der Vorbereitung der Unterlagen
oder des Vergabevelahrens derart mitgewirkt haben, dass sie die Ver-
gabe zu ihren Gunsten beeinflussen können, dürfen sich am Verfahren
nicht beteiligen oder müssen ausgeschlossen werden.


+ Sektoren


Die Wettbewerbsverfahren (Projektwettbewerb, ldeenwettbewerb etc.)
werden im BeG nur rudimentär geregelt. Die Konzeption ist so gewählt,


dass die eigentlichen Wettbewerbe sozusagen als <Vorverfahren>
durchgeführt werden, der eigentliche Zuschlag nach Empfehlung des
Beurteilungsgremiums oder der Jury dann aber freihändig gesttitzt auf $
l9 lit. g BeG erfolgt. Für die Durchführung derWettbewerbe können die
Regeln der SIA-Norm 142 als anwendbar erklärt werden.


Ergibt sich nach dem Zuschlag, dass ein Ausschlussgrund vorgelegen
hat oder neu entstanden ist, kann der Zuschlag widerrufen werden.


- Ausschluss vom Verfahren


+ Abbruch des Verfahrens


Der Zuschlag hat an das wirtschaftlich gùnstigste Angebot zu erfolgen.
Das wirtschaftlich günstigste Angebot ist dasjenige, das die konkreten,
von der Vergabestelle bekannt gegebenen Zuschlagskriterien am besten
erftjllt und somit das beste Preis-Leistungsverhältnis bietet. Bei standar-
disierten Gutern kann der Zuschlag auch ausschliesslich an das preis-
günstigste, das billigste Angebot erfolgen.


World Trade Organization, welche u.a. das GPA erarbeitet hat und wei-
terentwickelt; www.wto.org. Die WTO umfasst als Dachorganisation auch
das GATT.


- GPA


Die Ausschreibungsunterlagen müssen Angaben zu den Zahlungsbedin-
gungen enthalten.


Verwaltungsge-
richt


Vorbefassung


Wasserversorgu ng


Wettbewerbe (Ar-
chitektur- und ln-
genieurwettbe-
werbe)


Widerruf


Wiederholung des
Verfahrens


Wirtschaftlich
günst¡gstes Ange-
bot


wTo


Zahlungsbedin-
gungen


S 18 Abs. 2
VöB


Art. 10 Abs.
2lit. c lVöB


S9lit f BeG


s t0 vöB


Art. 12 Abs.
3IVöB


S 19 lit. g
und 20 BeG


S 28 BeG


S 26 Abs. 1


BeG


S20Abs I
lit. n VöB
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Zeitpunkt des Ver- Ein Vertragsschluss ist erst zulässig nach unbenutãem Ablauf der Re-
tragsschlusses kursfrist oder wenn einem Rekurs keine aufschiebende Wirkung erteilt


wird. Wird einer Rekurs aufschiebende Wirkung zuerkannt, muss der
Ausgang des Verfahrens abgewartet werden.


Zusatzauftrag Leistungen, welche nicht Gegenstand der Ausschreibung waren, kann qJ9.-B-eGS


eine Vergabestelle im Anschl-uss an einen Grundauftrag nur derselben 31 vöB


Anbieterin vergeben, wenn e¡n Ausnahmetatbestand gemäss $ '19 BeG
greift oder kumulativ die Voraussetzungen von S 31 VöB erfüllt sind ($ 31


VöB ist jedoch im Staatsvertragsbereich lediglich für Bauleistungen an-
wendbar.).


Zuschlag Mit der Zuschlagsverfügung entscheidet die Vergabestelle, welches An- S 26 BeG


gebot die im Voraus bekannt gegebenen Zuschlagskriterien am besten
erfüllt und wer den Auftrag erhalten soll. Der Zuschlag beendet das Ver-
gabeverfahren; er ist mit Rekurs anfechtbar.


Zuschlagskriterien Zuschlagskriterien legen fest, wie die Angebote auf ihr Preis- S 30 vöB


Leistungsverhältnis hin uberprüft werden sollen. Sie sind in den Aus-
schreibungsunterlagen mindestens in der Reihenfolge ihrer Bedeutung
bekannt zu geben und sind fur die Vergabestelle bei der Bewertung der
Angebote verbindlich.


+ Wirtschaftlich günstigstes Angebot












Beschaffungs-
gegenstand
definieren


Zu regelnde
Vereinbarungen


festlegen


ANFRAGE (BETA)


>lnput / <Output Ablauf


i > Beschaffungs-
r bedarf


15.11.2013 / PE Leiter Materialwirtschaft


Beschaffungswert
abschätsbar?


Weiterführende Beschreibungen und lnformationen


o Das zu beschaffende Material oder die
Dienstleistung eindeutig beschreiben


. Ordnungsgemässe Kontierung sicherstellen
o Beschaffungsverantwortlicheristder


, Projektleiter oder wird von der linken Partei in
i der RL <<Unterschriften und Kompetenzen
i festgelegt> (Betrag gemäss Budget)
o Beschaffungsmarkt bezüglich Anzahl: potenzieller Lieferanten und Abschätzung des


' Beschaffungswertesanalysieren
I . Die submissionsrechtlichen Grundlagen


berücksichtigen - vor allem in Bezug auf die
Befangenheit, z.B. Vorbefassung


. Basierend auf der Marktabklärung den
' Beschaffungswertabschätzen
, o Bei gleichartigen Beschaffungen in Summe über


Schwellenwert ) CS-L&C kontaktieren


a


a


a


a


Mit Unterstützung der Bereiche CS-L&C und
CS-ME die Art des Vergabeverfahrens anhand
der Schwellenwerte der Vergaberichtlinie
einordnen


Beschaffungsbeschrieb CS-L&C vorlegen
Zeitplan mit CS-ME und CS-L&C abstimmen


Beschaffungsgegenstand spezifizieren
Ggf. Lastenheft erstellen Oeil C)


Vereinbarungen bestimmen, die ggf. im Vertrag
geregelt werden sollen


BASEL ERFAHREN[T'


Hilfsmittel


. RL <Unterschriften
und Kompetenzen>


a


a


VL <Zeitplan
Ausschreibungen>>


VL <<Lastenheft>


Vergaberichtlinien,
Ziffer 15


VL <Verträge
lnfrastruktur>


Beschaffungs-
verantwortlicher


o BeG
. VöB
o Vergaberichtlinien,


Zifle¡ 7.4


Beschaffungs-
I verantwortlicher


. Vergaberichtlinie, Ziffer 8 Beschaffungs-
o VL <Bericht für verantwortlicher


Freihändige Vergabe>


Verantwortung


Beschaffungs-
verantwortlicher


Beschaffungs-
verantwortlicher


Beschaffungs-
verantwortlicher


Beschaffungs-
verantwortlicher
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Weiterführende Beschreibungen und lnformationen


Fflr selektives oder offenes Verfahren: TeilA
(Allgemeine Bestimmungen), Teil B
(Vertragsvorlagen) und Teil D (Angaben durch
die Anbieterin) erstellen und vollständigen
DokumentensaE (inkl. Teil C z.B. Lastenheft)
an CS-L&C zur Prüfung weiterleiten
Vertrag abweichend zu Standardvorlagen:
Vollständigen Dokumentensatz an CS-L&C zur
Prlifung weiterleiten


Ausschreibung durch auf www.simap.ch und
Kantonsblatt publizieren (lassen)


Referenzen und Erfahrung von den
Fachbereichen einholen


o Bonitätsprtifung über Lieferant einholen


Freihändiges Verfahren: mindestens 2
Anfragen (wenn möglich)
Einladungsverfahren: mindestens 5 bzw.7
Anfragen


Hilfsmittel Verantwortung


Beschaffungs-
verantwortlicher


CS-Me


CS-Me


CS-Me


CS-Me


PB 12.04.0002
Beschaffung


PB 12.O4.OOO2
Beschaffung


Selektives oder offenes
Verfahren oder Vertrag
abweichend von
Standardvorlagen?


Lieferant in SAP
anlegen
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BESCHAFFUNG (BETA)


>lnput / <Output


PB 12.04.0001
Anfrage


Ablauf Weiterführende Beschreibungen und lnformationen Hilfsmittel


Ausschreibungen: Offerten im Zuge der
Offertöffnung beim Submissionen BS beziehen
Einladungs-/ und Freihändiges Verfahren:
Proaktiv Offerten einfordern, in SAP speichern


Formelle Prüfung durchführen
Kaufmännische Bewertung (geforderte
Eigenschaften, Lieferfristen, Preise,
Konditionen etc.) durchführen
Freihändige Vergabe: Preisverhandlungen
durchführen


Fachliche Bewertung durchführen
Ggf. Anbieterbesprechung initiieren, fachliche
Verhandlungen durchführen


a


a


a


a


a


. Lieferant bestimmen


o


a


Dem Zuschlagsempfänger den Zuschlag
mitteilen
Unterlegenen Bewerbern Absage mitteilen
Selektives oder offenes Verfahren: Publikation
Vergabeentscheid in simap und Kantonsblatt
über Submissionen BS anstossen, Rekursfrist
abwarten


Ggf. Pfl ichtenhefr erstellen


Ggf. Vertrag finalisieren, von CS-L&C prüfen
lassen und unterzeichnen


VL <Zuschlagsschre¡ben)) CS-Me


VL <Absageschreiben>


a


a


RL <Unterschriften und
Kompetenzen>>


Beschaffungs-
verantwortlicher


Fachbereich


Gemäss RL
<<Unterschriften
und
Kompetenzen>>


a


a


Offerten
einholen


Offerten
bewerten


Vergabe-
entscheid treffen


Vergabeentscheid
kommunizieren


Vereinbarungen
finalisieren


1
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Verantwortung


CS-Me


. SAP: Anfragemahnung


. VL <<Formelle Prüfung> ' CS-Me


r VL <Bewertung
Zuschlagskriterien>


VL <Stärken- Schwächen- , Beschaffungs-
Profil> ' verantwortlicher


15.'11.2013 / PE Leiter Materialwirtschaft PB ',t2.04.0002 01 Seite 1/2
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BESCHAFFUNG (BETA)


Ablauf


PB 12.04.0003
Leistungs-
abnahme


W"¡t"fUf,r"nde Beschreibungen und lnformationen


Bedarfsmitteilung (Banf, Vertrag,...) in
Bestellung umsetzen
Beschaffungsverantwortlictren informieren


o Auftragsbestätigung in SAP pflegen
. G gf. Auftra gsbestätig u n gspflic-trt an mah nen
o Auswirkungen von Abweichungen beurteilen,


intervenieren und/oder informieren


¡ Bei Rückständen Liefermahnung versenden
o Auswirkungen von Abweichungen beurteilen,


intervenieren und/oder informieren


iÈìrc'itt"r
r.-
I


I


I


CS-Me


CS-Me


C$Me


BASEL ERFAHREN[T'


Verantwortung


. RL <Unterschriften und
Kompetenzen>r


r SAP: Mahnen und
Erinnern


SAP: Mahnen und
Erinnern
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SCHERLER + SIEGENTHALER
Rechlsanwälte


MEMORANDUM


An:


Von:


Betreff:


Datum:


Basler Verkehrsbetriebe BVB, Herrn Júrg Baumgartner, Direktor,
Claragraben 55, 4058 Basel


Dr. Stefan Scherler, Rechtsanwalt,
Scherler + Siegenthaler Rechtsanwälte AG, Maktgasse 1 , 8/,OZ Winterthur


Vergabe von Beratungsaufträgen bei BVB; Verfahren


Winterthur, 25. Januar 2013


lnhaltsübensicht


l. Ausgangslage,...... ."""""'2


ll. Grundlagen ....','.'.'."""""' 2


1 Vorbemerkungen "'""2
2 Vertragsrechtliche Qualifizíerung von Beratungsaufrrägen"". """"""2
3 Vengaberechtliche Qualifizierungen.'...'.'. ".,'."""""""""3


a) Beschaffungsgegenstand ,Beratungsmandat" (obiektive Unterstellung) ..."..3


b) Auftraggeberin BVB (subjektive Unterstellung) '..'.".""" """"""' 3


4 Berechnung des Auftragswertes """"""""""4
5 Wahldes anwendbaren Verfahrens """""""'4
6 Vergabeverfahren..'.."... """"""" 5


a) Übersicht """""" 5


b) Offenes Verfahren.. """""""'5
c) Setektives Verfahren.. """""' 5


d) Einladungsverfahren """"""'6
e) Freihändiges Verfahren """"'6


lll, Schema und Bemerkungen zu den Verfahrensabläufen """"'7


Merktgassê 1, Postfach 102,8402 Winterthur
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mall@advo-n€t.ch, www.advo-nct.ch
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Factsheet Vergabe von Beratungsaufträgen


trJa
tr Nein (-+ keine Beschaffung)lst BVB Auftraggeber?


tr Dienstleistung
tr Lieferung
tr Bauauftrag


Was für ein Auftrag liegt vor?


Wie hoch ist der Auftragswert?


tr
tr
tr
tr


< cHF 150'000 (->
> CHF '150'000 (-+
> cHF 25o',oo0 (-+
> CHF 700'000 (+


tr S 3 Abs. 4 BeG: Besondere SchuErechte, Dringlichkeit
tr $ 19 BeG: Besonderer Ausnahmegrund aus Liste
tr $ 31 VöB: Zusatz-/Ergänzungsauftrag


Liegt ein Ausnahmegrund vor?


tr lnformation GWR BVB
tr lnformation/Beizug Submissionen BS


tr Verfahrens-A/ertragsvorlage verfü gbar
Besondere Anordnu ngen BVB?


Auflragswert < cHF 150'000 > cHF 150'000 > cHF 250'.000 > cHF 700'000


Publikation
Ausechreibung


Ausschrelbungs-
unterlagen


Elngabefrist


Elgnungskriterien


Zuschlagskriterien


Fonnvorschriften
Offerten


Offertöffnung


Ausschluss


Verhandlungen


Publikatlon
Zuschlag


Publlkatlon
Abbruch


Rechtsschutz


Akteneinclcht


Statistlk


Freihänd!çes
Vr¡rfahren


neln


natn


> 10/25 tg


ngm


neln


neln


netn


netn


ja


(ia)


neln


Aa)


neln


(ia)


Ja


Ja


> 25/40 tg


la


la


ja


la
ja


ne,n


Ja


ja


la


0a)


ne,n


Factsheet BVB Vergabe Beratung (01 201 3)
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A


AUSGANGSLAGE


Gemäss Auftrag von Herm Jürg Baumgartner, Direktor der Basler Verkehrsbetriebe
(BVB) vom 17. Dezember 2012 soll zuhanden der Geschåftsleitung eine Wegleitung


für die Vergabe von Beratungsaufträgen durch die BVB erarbeitet werden.


Das vorliegende Memorandum kann als ,,Hintergrundpapie/' zum beiliegenden


Factsheet (vgl. Anhang) verstanden werden, Das Factsheet kann an (besonders be-


zeichneten) Stellen von BVB direkt ergänzt bzw. bearbeitet werden.


GRUNDLAGEN


Vorbemerkungen


lm Folgenden wírd die Erteilung von Beratungsmandaten an private DienstleÌstungs-


erbringer durch die BVB thematisiert. Bevor auf die vergaberechtliche Relevanz der


Érteilung von Beratungsautträgen eingegangen wird, rechtfertigt es sich, dass kurz


die ,,Beratungsdienstleistung" aus privatrechtlìcher Sicht qualifiziert wird.


Vertragsrechtliche Qualifizierung von Beratungsaufträgen


Die BVB verfùgt über diverse Vertragsvorlagen - unter anderem auch fÜr die Ertei-


lung von AufträgeniDienstleistungen. Mit der Velwendr-lng der Vorlage wird sicherge'


stellt, dass die wichtigsten Eckpunkte eines Beratungsauftrages definiert und schrift-


lich festgehalten werden, so z.B. die Ansprech- bzw. Schllisselpersonen, das zu be-


achtende Pflichtenheft und die Vergütung. Davon abzugrenzen ist z.B. die Beschaf-


fung einer auf das Unternehmen massgeschneideden Software, da hierfür die Werk-


vertragsvorlage zu verwenden ist. Diese Differenzierung ,,Auftrag / Werkvertrag" ist


insofern von Bedeutung, als bei der Vertragsgestaltung hinsichtlich der Haftung, der


Gewährleistung und der Vertragsauflösung Unterschiede bestehen.


üOertragt eine Partei einer anderen die Besorgung von Geschäften oder Diensten,


handelt es sich um ein Auftrag im Sinne von Art. 3941. des Schweizerischen Obliga-


tionenrechtes (OR). Dasselbe gilt für Verträge über Arbeitsleistungen, die keiner be'


sonderen Verlragsart des Obligatíonenrechtes unterstellt sind (Art. 394 Abs. 2 OR)'


Vom Auftragnehmer ist (lediglich) ein sorgfältiges Tätigwerden im lnteresse des Auf-


traggebers geschuldet.


lst demgegenüber nicht nur ein sorgfältiges Tätigwerden, sondern ein Arbeitserfolg -
ein körperliches oder geistiges Werk (wie z.B. die Erstellung eines Berichts bzw. die


Softwareentwicklung etc.) - geschuldet, kann es sich um einen Werkvertrag im Sinne


von Art. 363 f. OR handeln.


il.


2112
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Vergaberechtl iche Qual ifizierungen


a) Beschaffungsgegensfand,,Beratungsmandat" (obiektive Unterstellung)


lm sog. Staatsvertragsbereich (GATT-MTO-Übereinkommen über das öffentliche


Beschaffungswesen IGPAI vom 15. April 1994 bzw. bilaterales Übereinkommen CH-


EU vorn 21. Juni 1999) findet das Vergaberechl Anwendung auf:


a, Dienstleistungsaufträge,


b, Lieferauftràge über die Beschaffung beweglicher Güter, namentlich durch Kauf,


Leasing, Miete, Pacht oder Mietkauf,


c. Bauaufträge über die Durchführung von Hoch- und Tiefbauarbeiten.


Die Leistungen, welche unter die Kategorie Dienstleistungen fallen, sind ìn einem


Katalog im GATT-MTO-Übereinkommen, Anhang l, Annex 4 definiert'


Sofern die weiteren Voraussetzungen (vgl. unten Rz. 0) der Unterstellung im Slaats-


vertragsbereich nicht erfüllt sind, sind im Binnenmarktbereich (Nicht-


Staatsvertragsbereich) grundsätzlich a//e Arten von öffentlichen Aufträgen der kanto-


nalen Beschaffungsgesetzgebung unterstellt (vgl. Art. 6 Abs. 2 der lnterkantonalen


Vereinbarung über das öffentliche tseschaffungswesen [lVöB] vom 15. Mäz 2001 )'


b) Auftraggeberin BVB (subiektíve Unterstellung)


Neben dem ,,Staat" im Sinne des Bundes, der Kantone und der Gemeinden erfasst


das öffentliche Vergaberecht auch sogenannte ,,Einrichtungen des Öfientlichen


Rechts" bzw. ,,öffentliche Sektorenunternehmen". Nachfolgend ist deshalb zu pr[ifen,


ob die BVB ats Einrichtung des öffentlichen Rechts oder als öffentliches Sektorenun-


ternehmen unter das Vergaberecht fallen.


Die genaue Zuordnung der BVB ist von lnteresse, da die Einrichtungen des öfientli-


chen Rechts (EöR) sämtliche Aufträge nach Vergaþerecht (vgl. oben) vergeben müs-


sen, öffentliche Sektorenunternehmen - zumindest auf Staatsvertragsebene - jedoch


nur soweit, wie die Beschaffung die Sektorentätigkeit betrifft.


Gemäss g 1 des Organisationsgesetzes der Basler Verkehrs-Betriebe (BVB-OG) vom


10. März 2004 sind die Basler Verkehrs-Betriebe (BVB) ein Unternehmen des Kan-


tons in der Form einer selbstständigen ötfentlich-rechtlichen Anstalt. Sie befinden sich


zu 100 Prozent im Besitz des Kantons Basel-Stadt'


lm Ergebnis kann festgestellt werden, dass es sich bei den BVB um eine im Sekfor


Verkehr tätige Einrichtung des öffentlichen Rechts handelt.


Demnach müssen die BVB sårntliche Aufträge - und nicht nur diejenigen, welche die


Sektortätigkeit betretfen - unter Anwendung des Vergaberechts vergeben'


11


3112


12







SCHERLER + SIEGÊNTHALER MEMORANDUM


4 Berechnung des Auftragswertes


13 Für die Berechnung des Auftragswertes für Dienstleistungen sind im Kanton Basel


Stadt insbesondere die folgenden Bestimmungen der Beschaffungsverordnung (V0B)


vom I 1. April 2000 zu beachten:


$ 14. A/s massgebender Wert gilt der Weft des einzelnen Auftrags ohne Mehr-
wertsteuar. (...)


g 15. Werden mehrere gleichaftige Liefer- oder DienstleÌstungsaufrrëge vergeben
oder wird ein Liefer- oder Dienstleistungsauftag in mehrere gleichartige Einzelauf-
träge (Losa) unte¡teilt, gilt als Auftragswert:
a) entweder der tatsächliche Gasamtweñ der während der letzten zwölf Monate


vergebe nen Aufträga oder
b) der geschätzte Wert von wiederkehrenden Aufträgen im Geschäftsiahr oder in


den zwölf Monaten, die dem Erstauftrag folgen.
2 EnthAtt ein Auftrag eine Option auf Folgeaufträge, so lsf der Gesamtwe¡l rnass-


ebend.
Für Liefer- und Dienstaufträge in Form von Laasing, Miete oder Miete-Kauf sowie


für Aufträge, dìe nicht ausdrücklich einen Gesamtpreis vorsehen, gilt als Auftrags'
werl:
a) bei Verträgen mit bestimmter Dauer der geschätzte Gesamfwsrt für die Laufzeit' 


des Veñrages, soweíf diese òis zu zwólf Monaten beträgt oder der Gesamlweft
e¡nsch.liessJlch des gesch ¿ttzten Resfwerfes, wenn die Laufzeit länger als zwölf
Monate dauert;


b) bei Verträgen mit unbestimmter Laufzeit díe manatliche Rate multipliziert mit


49."


14 Bezüglich g 15 Abs, 3 lit. b VöB (Verträge mit unbestimmter Laufzeit) ist festzuhalten,


dass die Vergabestelle grundsätzlich gehalten ist, die Dauer eines Vertrages nur so


lange wie nötig und so kuz wie möglich festzulegen. Sie kann die Ausschreibung von


Leislungen nicht mit Verträgen aushebeln, welche ohne Krindigungserklärung einer


Partei gar kein Ende finden,


5 Wahl des anwendbaren Verfahrens


1s Die Höhe des geschätzten Auftragswerts bestimrnt, ob ein Vergabeverfahren im


Staatsvertragsbereich oder im Binnenmarktbereich durchzuführen ist. lst der Schwel-


lenwert des Staatsvertragsbereichs nicht erreicht, liegt die Beschaffung im Binnen-


marktbereich.


16 Weiter bestimmt der Auftragswert bzw. der damit eneichte Schwellenwert, in wel-


chem Verfahren die Beschaffung zu erfolgen hat.


17 Wo der Schwellenwert des offenen/selektiven Verfahrens (vgl. unten) erreicht ist, hat


die Vergabestelle die Wahl zwischen diesen beiden Verfahren.
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1S


1B Es gelten zur Zeilfûr die BVB die folgenden Schwellenwerte (in CHF):


Dienstleistungen Lieferungen Bauarbeiten


Bin nenm arktbereich (Nicht-Staatsvertragsbereich)


Freihändiges Verfahren < 150'000 < 100'000 < 150'000/300'000


Einladungsverfahren > 150'000 > 100'000 > 150'000/300'000


Offenes/selektives Verfah re n > 250'000 > 250'000 > 250'000/500'000


Stiaatsvertragsbereich (GPA IGATTM/TO])
j Offenes/selektives Verfahren > 700'000 > 700'000 > 8',700'000


Vergabeverfahren


a) Ubersicht


lm VergabereGht sind die folgenden vier Verfahrensarten zu unterscheiden (vgl, $ 12


Beschaffungsgesetz IBeGIvom 20. Mai 1999):


- das offene Verfahren


- das selektive Verfahren


- das Einladungsverfahren


- das freihändige Verfahren


b) Offenes Veúahren


Gemäss $ 14 BeG wird der Ar-lftrag beim offenen Verfahren öffentlich ausgeschrie-


ben, wobei die Zahl der Teílnehmenden unbeschränkt ist. Die Angebote der Anbieter


werden ín ejnem Evaluationsverfahren mit Eignungs- und Zuschlagskriterien bewer-


tet.


c) Se/ekflves Verfahren


Beim selektiven Verfahren handelt es sich um ein zweistufiges Verfahren ($ 15 BeG).


ln der ersten Stufe (sog. Präqualifikationsverfahren) werden anhand von bestimmten


Eignungskriterien Anbieter evaluiert, welche in der zweiten Verfahrensstufe ein An-


gebot einreichen dürfen. ln der zweiten Stufe werden die Angebote anhand der Zu-


schlagskríterien bewertet und der Zuschlag erteilt.


Eine Begrenzung der einzuladenden Anbieter gemäss $ 15 Abs.6 BeG ist nach Leh-


re und Rechtsprechung zulässig, wenn eine grosse Anzahl an möglichen Anbietern


zu erwarten ist.
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d) Einladungsverfahren


Gemäss S 17 BeG lädt der Auftraggeber ohne Ausschreibung die Anbieter direkt zur


Angebotsabgabe ein, wobei- sofern es genügend geeignete Anbieterinnen und An-


bieter gibt - bei einem Auftragswert bis CHF 250'000.- mindestens 5 Anbieter und bei


einem Auftragswert bis CHF 500'000.- mindestens 7 Anbieter einzuladen sind.


Das Einladungsverfahren existíerl grundsäElich nur im Binnenmarktbereich. Auch im


Einladungsverfahren werden die Angebote der Anbieter in einem Evaluationsverfah-


ren mil Eignungs- und Zuschlagskriterien bewertet.


e) Freihândiges Verfahren


Beim freìhändigen Verfahren erfolgt die Vergabe an einen Anbieter direkt und ohne


öffentliche Ausschreibung" Dabei sind bei der freihÈindigen Vergabe bzgl. Dienstleis-


tungen zweiAnwendungsfälle zu unterscheiden. Die freihåindige Vergabe aufgrund:


1. Nichterreichung des massgeblichen Schwellenwertes eines höheren Verfahrens


(vgl. oben);


2. besonderer Ausnahmetatbestände gemäss $ 19 BeG bzw. Art. XV GPA.


Gemäss g 1g BeG ist die Durchführung eines freihändigen Verfahrens nur zulässig,


wenn eine der folgenden Voraussetzungen erfÜllt ist:


a) der geschätzte Aufrragswert den schwellenwe¡t für ein anderes veffahren
nicht erreicht:


b in den anderen Vertahren niemand oder kein Angebot die Kriterien erft)llt;


c) in ainem anderen Vertahren sämttiche Anbietenden ihre AngehoÍe abgesprt
chen haben;


d) die Vergabe widenuføn wurde und die Bedingungen der Ausschraibung nicht


wese ntl ich ge ä nde rt werde n ;


e) bestehende Anlagen und Mateialien aus nicht vorhersehba¡en Gründen emteÍ'
tert, instand gehalten oder reparieft werden müssen;


0 durch den Wechsel einer Anbieterin oder eines Anbieters die AustauschbarkeiÍ' (Kompatibitität) mit bestehenden Anlagen und Materialien nicht mehr gewähr'


/e/sfaf isú;


g) es sich um einen Zuschlag handelt, der der Gewlnnerìn oder dem Gewinner ei-
nes Wettbewørþes erteilt wird, soweit dieser die Weiterbearbeitung eines ur-


hebenechttich geschÎtzten Proieffies zum Gegenstand hat;


h) eine Beschaffungssfe//e Prototypen oder eine
lelstung kauft, die auf ihr Ersuchen für einen
suchs-, Studîen- oder Neuentwicklungsauftrag o
werden.'
(Kursivschrift und Fussnoten wurden vom untezeichnendan eingefí|gt)


Die Gründe fur eine (ausnahmsweise) Anwendung des freihändigen Verfahrens sind


in den g 19 BeG bzw. Art. XV GPA abschliessend aufgeführt. Die im GeseÞ baru.


Staatsvertrag umschrieþ€nen Tatbestandselemente müssen unzwe¡felhaft vorliegen.


Die Vergabestelle muss die einzelnen Elemente übezeugend, d.h. objektiv nachvoll-


ziehbar und begründbar, darlegen können. Letztlich sind die Ausnahmetatbestände


zurückhaltend anzuwenden, da auch die Gerichtspraxis deren Anwendung sehr re-
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striktiv handhabt bzw. schüÞt.


?a Das GPA hält weitere Ausnahmetatbestånde wie z.B für dringliche Beschaffungen,


Käufe an Warenbörsen, Folgeaufträge fur Bauaufträge und für Ausnahmeverkäufe


von Unternehmen (Liquidationsverkäufe) fest. Aus nicht geklärten Grunden hat der


Kanton Basel-Stadt fiir die Dringlichkeit und die an Warenbörsen gekauften Pro-


dukte in $ 3 Abs. 4 BeG bestimmt, dass derartige Auñråge nicht nach dem BeG ver-


geben werden müssen. Damit schaffte der Gesetzgeber einen (unzulässigen) Wider-


spruch zum Staatsvertragsrecht - zum GPA'


2s Eine weitere rechtliche Grundlage für die Direktvergabe findet sich in S 31 VöB (Zu-


satzaufträge):


g 31. Ergänzungsarbeiten oder ørgänzende Dienstleistungen, dis nicht Gegens-
land dei nusschreibung waren, können dem Untemehmen vergeben werden, das


den Zuschlag erhalten hat,


a) wenn sle aus nicht vorausseäbaren umständen für die Ausfúhrung des Auf-


trags nötig werden,


b) wenn ihr Wert 50To des im Wettbewerb vergebenen Auftrags nicht übersteigt,


c) wenn ihre Vergabe an eino andere Anbielerin oder eìnen anderen Anbieter für
die Auftraggehenden schwerurtlegende lechntrsche oder wl¡lschaftliche
Nachteile hätte und


d) wenn sie die Anbieterin oder der Anbieter zu den glelchen Bedìngungen aus-


zuführen bereit ist wie den Hauptauftrag.


I¡I. SGHEMA UND BEMERKUNGEN ZU DEN VERFAHRENSABLAUFEN


30 lm Folgenden werden Bemerkungen (mit den gesetzlichen Referenzen) zu den wich-


tigsten ,,Meilensteinen" in den 4 möglíchen Vergabeverfahren angeführt. Es betrifft


dies:


Auftragswert
Ausschreibung (Publikation)
Ausschreibungsunterlagen
Eingabefrist
Eignungskriterien und Eignungsprüfung
Zuschlagskriterien
Einreichung der Offerten / Formvorschriften
Offertöffnung
Ausschluss vom Verfahren
Verha nd I ung en/Abgebotsru nd en


Zuschlag (Publikation)
Widerruf, Abbruch und Wiederholung (Publikation)


Rechtsschutz
Akteneinsicht
Statistik
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Freihändiges
Verfahren


Auftragswert < cHF 150'000 > cHF 150'000 > cHF 250'000 > cHF 700'000


Ausschrelbung
(Publlkation)


direkte (evtl. form-
lose) Mittellung
ohne Ausschrel-
bung;


Hinweie auf Ver-
fahrensart


direkte Mittellung
bzw, Zustellung
der Ausschrei-
bungsunterlagen
an mindestens 5
bzw, 7 eingela-
dene Anbleter


Publikation im
Kantonsblatt
sowie unter
wurur.slmap.ch¡


lnhalt gemäss
$ 2l BeG


Publikation im
Kantonsblatt
sowie unter
wurw.simap.ch;


lnhalt gemäss


5 21 BeG;


franz, Zusammen-
fassung ($ l9
\/öÊl


Ausschreibungs-
unterlagan


lnhall gemäss


$ 22 BeG bzw.
$ 20 vöB


oV:
lnhalt gemäss


$ 22 BeG bzw. $
20 vöB


sV:
lnhalt: Untedagen
lür L Stufe {Be-
werbung) mit An-
gaben zur Elg'
nungspr0fung;


detalllierter Auf-
tragsbeschrieb
gemäss S 22 BeG
bzw.S 20 VöB
erst in Unterlagen
ftlr 2- Stufe


oV:
lnhalt gemäss


$ 22 BeG bzw. $
20 vöB


sV:
lnhalt Unterlagen
fûr l. Stufe (Be-
werbung) mitAn.
gaben zur Elg-
nungsprOfung;


detailìierter Auf-
tragsbeschrieb
gemåss $ 22 BeG
bzw. $ 20 VöB
erst in Unterlagen
ftir 2. Stufe


Elngabefrlst kelne Fristen s 22 VöB:
Diskriminierungs-
freie Festlegung
von Fristen


s 22 VÖB:
Diskriminierung+
freie Festlegung
von Fristen


mindestens 25
Tage für Teilnah-
meantrag ab Pub-
likation,
mindestens 40
Tage für Angebot
ab Zustellung
Einladung


HerabseEung in
dringenden Fållen
arf mlnd- l0 Taoe
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keine Pfllcht zur
Bekanntgabe von
Eignungskriûerien,
da in der Regel
nur geeignete
Anbieter eìngela-
den werden;


aber sinnvoll,
wenn kein Stan-
dardauftrag oder
besondere Kennt-
nisse verlangt
werden (vgl. auch
Ausschluss vom
Verfahren unten)


oV:
Bekanntgabe in
den Ausschrei-
bungs-
unterlagen, in der
Reihenfolge der
Bedeutung oder
mit Gewichtung
($ 30 vöB)


sV:
Bekanntgabe erst
in den Unterlagen
der 2. Stufe erfor-
derlich, in der
Reihenfolge der
Bedeutung oder
mit Gewlchtung


oV:
Bekanntgabe in
den Ausschrel-
bungs-
unterlagen, in der
Reihenfolge der
Bedeutung oder
mit Gewichtung
(s 30 vöB)


sV:
Bekanntgabe erst
in den Unterlagen
der 2. Stufe erfor-
derlich, in der
Reihenfolge der
Bedeutung oder
mit Gewichtung


oV:
Eignungskriterien
sind in den Aus-
schreibungs-
unterlagen aufzu-
ftihren;


Eignungspriitung
erfolgt im Rahmen
der
OTfertbeurteilung
als erster Prüf-
schritt


sV:
Eignungskriterien
sind in den Be-
werbungs-
unterlagen oder
in der Ausschrei-
bung aufzuführen;
in der


1. Stufe wird nur
die Eignung beur-
teilt, welche über
die Zulassung zur
2, Stufe entschei-
det;
Qualifikation lst
mittels anfechtba-
rer Verfügung zu


Eignungskriterien
sind in den Aus-
schreibungs-
unterlagen aufzu-
führen:


Eignungsprüfung
erfolgt im Rahmen
der
Offertbeurteilung
als erster Prüf-
schritt


sV:
Eignungskriterien
sind in den Be-
werbungs-
unterlagen oder
ln der Ausschrei-
bung aufzufúhren;
in der


1. Stufe wird nur
die Eignung beur-
teilt, welche úber
die Zulassung zur
2. Slufa entschei-
det
Qualifìkation ist


mittels anfechtba-
rer Verfflgung zu
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Einreichung der
Offerten / Form-
vorschriften


in der Regel
schriftliche Oflþrte;
keine zwingenden
Formvorschríften


frlstgerechte
Eínreichung per
Post (offìzieller
Poststempel bzw,
örtlicher Abgabe-
termin);


unterzeichnet,
vollståndig aus-
gefüllt sowie mit
allen verlangten
Angaben und
Bellagen


oV:
fristgerechte
Einreichung per
Post (offìzieller
Poststempel bzw.
örtlicher Abgabe-
termin);


unterzeichnet,
vollståndig aus-
gefilllt sowie mit
allen verlangten
Angaben und
Beilagen


sV:
Einreichung der
Bewerbung f[ir 1.


Stufe gemäss
Vorgaben des
Auftraggebers
2. Stufe: Einrei-
chung derAnge-
bote wìe beim
offenen Varfahr€n


oV:
frlstgerechte
Einreichung per
Post (offizieller
Poststempel bzw.
0rtlicher Abgabe-
term¡n);


unterzelchnel,
vollständig aus-
gefilllt sowie mit
allen verlangten
Angaben und
Beílagen


sV:
Einreichung der
Bewerbung fûr 1,


Stufe gemäss
Vorgaben des
Auftraggebers
2, Stufe: Einrei-
chung derAnge-
bote wie beim
offenen Verfahren


Offertöftnung keine
Offertöffnung
notwendig


Angebote bleiben
bis zur
Offertöffnung
geschlossen;
Öftrung durch
Vertreter des Auf-
traggebers; Erstel-
lung eines Proto-
kollg mit den
Eingabesummen
und Teilnehmem


oV:
Angebote bleiben
bis zur
Offertöffnung
geschlossen;
0ffnung durch
Vertreter des Auf-
traggebers (bzw.
Submissionen
BS)i Erstellung
eines Protokolls
mit den Elngabe-
summen und Teil-
nehmem


sV:
l. Stufe: keine
öffentllche öff-
nung der einge-
reichten Eewer-
bungen
2. Stufe:
Offertöffnung wie
beim offenen Ver-
frhren


oV:
Angebote bleiben
bis zur
Offertöffnung
geschlosseni
Öfinung durch
Vertreter des Auf-
traggebers (bzw,
Submissionen
BS);Erstellung
eines Protokolls
mit den Eingab+
summen und Teil-
nehmem


sV:
't. Stufe: kelne
öfientllche öff-
nung der einge-
reichten Bewer-
bungen
2. Stufe:
Offertöffnung wie
beim offenen Ver-
fahren


Ausschluss vom
Verfahren


Verletzung arbeits-
rechüicher Vor-
schriften, Nichtbe-
zahlung von Sleu-
em und Sozialver-
sicherungsbeitrå-
gen


$ I BeG: Haupt-
gründe: Verlet-
zung von Form-
vorschrifr,en, feh-
lende Eignung,
Angebot entspricht
nicht den Anforde-
rungen;


in der Regel mit
7u¡chlao erllffnet


$ I BeG: Haupt
gründe: Verlet-
zung von Form-
vorschriften, feh-
lende Eígnung,
Angebot entspricht
nicht den Anforde-
rungen;


in der Regel mit
7¡rcehlln erirffnet


$ I BeG: HaupÞ
gralnde: Verlet-
zung von Form-
vorschriften, feh-
lende Eignung,
Angebot entspricht
nÍcht den Anforde-
rungen;


in der Regel mit
Zuschlao eröffnet


Verhandlungan /
Abgebotsrunden


zulåssig unzulässig unzulåssig unzulåssig
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Zuechlag
(Publikation)


keine detaillierte
Beurteilung erfor'
derlich;


Auftragsbestäti-
gung an berück-
sichtigten Anbie-
ter; Absage-
schrelben an
nichtberücksichtig-
te Konkurrenten;


bei Anwendung
von $ 19 BeG:
Publikation mìt
Rechtsmittelbeleh-
rung im Kantons-
blatt und auf
simap.ch


Beurteilung ge-
mäss Zuschlegs-
kriterien;


Mitteilung an
Anbieter mit sum-
marischer Be-
gründung und
Rechtsmittelbe-
lehrung


Anbieter können
innert 5 Tagen
nach Zuschlags-
erÕffnung weiteÍe
Begründung ver-
langen ($ 27 BeGl


Beurteilung ge-
måss Zuschlags-
krlterien;


Mittellung an
Anbieter mit sum-
marischer Be-
grlindung und
Rechtsmittelbe-
lehrung


zusätzliche Publì-
kation im Kan-
tonsblatt (ohne
Rechtsmittelbeleh-
rung) und auf
simap.ch


Anbieter können
innert 5 Tagen
nach Zuschlags-
eröffnung weitere
Begrfindung ver-


Beurteilung ge-
mäss Zuschlags-
kriterien;


Mitteilung an
Anbieter mit sum-
marischer Be-
grflndung und
Rechtsmittelbe-
lehrung


zusä+zliche Publi-
katlon im Kan-
tonsblatt (ohne
Rechtsrnittelbeleh-
rung) und auf
simap.ch


Anbìeter k0nnen
innert 5 Tagen
nach Zuschlags-
eröffnung weitere
Begründung ver-
lanoen l€ 27 BeG)


Widerruf, Ab-
bruch und l,Yie-
derholung
(Publlkatlon)


formlos Grtinde gemäss


$ 29 BeG


Mitteilung mit
kurzer Begrfin-
dung und
Recl¡tsmittelbe-
iehruno


Gründe gemåss


S 29 BeG


Mitteilung mit
kuzer Eegrtln-
dung und
Rechtsmittelbe-


Gr0nde gemäss


S 29 8eG


Mitteílung mit
kuzer Begrün-
dung und
Rechtsmlttelbe-


Rechtsschutz kein Rechtsschutz;
bei Anwendung
von $ 19 BeG
Rechtsschutr auf
Vorfahrenswahl
beschrånkt


Rechtsmittelfrist:
10 Tage (keine
Gorichtsforien)


Rechtsmittelins-
tanz: Vorwal-
tungsgericht
Graubúnden


Rechtsmittelfrist:
l0 Tage (keine
Gerichisferien)


Rechtsmittelins-
tanz: Verwal-
tungsgerlcht
Basel Stadt


Rechtsm¡ttelfr¡sl:
10 Tage (keine
Gerichtsferien)


Rechbmittelins-
tanz: Venval-
tungsgericht
Basel Stadt


Alitenelnslcht keine Aktenein-
sicht für Anbieter


keine Aktenein-
sicht während
des Submissi-
onsve¡fahrens;
nach Erteilung des
Zuschlags, be-
schrånkt bei ver-
traulichen Akten


kelne Aktenein-
sicht vt¡åhrend
dss Submisgi-
onsverfahrens;


nach Eröffnung
der
Pråqualifikation
und des Zu-
schlags, be-
schränkt bei ver-
traulichen Akten


kelne Aktenein-
sicht während
des Submissþ
onsverfahrens;


nach ErÖfinung
der
Pråqualìfikation
und des Zu-
schlags, be-
schränkt bei ver-
traulichen Akten


Statistik S 15 Vö8, Statls-
tikpflicht, jährli-
che Mitteilung
sämtlicher im
Staatsvertragsbe-
reich (S 19 BeG)
vergsbene AufuÌi-
oe an BVD


S 15 Vö8, Statls-
tlkpfl¡cht, jährli-
che Mitteilung
såmtlicher im
Staatsvertragsbe-
reich vergebene
Aufträge an BVD
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Leistungsvereinbarung des Kantons Basel-Stadt mlt den Basler ,-.:¡kehrsbet¡ieben 2012
| (baslssrtd $f ds PlanLlnlamdrnung 2012)


PleùLhl.nÌoÊhnunq


l(oîllùûr ã¡rtB.ltrlÈng van dar
O.Ekungrl{lcÌr r¡r Ahalü¡ngttumfir.


F6úottn d d.n f¡.ralm 'l-lnl.n'¡r$ErxFl¡tþct Ll À r, l( f I t( s bbûr.oü
rltú.ar¡r tuiE¡rÉdú tll/z# ùE¡â¡*gèr lGldr*heUH qftÐËüE Ddrìld ffi X¡raFl.
I w/I FiEqùdlfrír¡.t!Î Ërf4 HÈnûc L¡r Ërrf ttil*SLdrrf


Db fbkl6ln d(ll¡{trßd!ðiÉhr 3f.O, ór Ð11$p¡t l ¡fm€lûtyfi,{¡ rúû 2012tu¡hd.8\¡B !b mßd@h d.n KrlhoblrtwH.
!O¡sl*lElr*Êqçr¡¡Í{t¡WZ{r|lr¡¡GEl.4, ùÊt¡ tut
h d.¡ôrú¡Ênr.útr &Ê,F *B lá¡rrd*, IEt R!ôód* Êt Jü.
9!l1utlí,ftArffl.l6.tíl¡Iflr,thlltfernfÍ.tr¡ñrùrffihrùttuÈ: B-tbE.tþsú4¡
" Abe.aà¡E.¡ô ÊgG: W.it zof l, rlq[f. VrtÛ¡rlgil 2012 ndi! ¡tr DcdrL ã12 ûll d.r Hrbn & !üdrúL


hþlei¡dnn Abdnihrquì ñi h{iltlfidl B¡lrFit¡ln hl'r (!18 EVSOG) çm. 8eülcùsbnñìrlûry (intl,


) ud dm bcün fieûr gaflrfø Ê'tet¡,rw 
^Þrd]rüür!ãr 


grñðs Fhruùudrhrûl|¡rg.


dldtüuAboclrrltugn çß Ft¡zh¡dt1utg im B.rrrú dil8¿htinfnlîfruìsô||1.1J009¡fi BVD!4dirl


últ¡r): Ar¡tldlnung düldh¡l¡tcl¡du Zhsor pr¡is Sdri*oüc1*tdtngl¡rúC. g6dìh Erslr¡g!
lnt¡ilm.n 9.ß 5.l7 8l'/lOC) lMddt gqÉrnhdür! Abctnùng.ûlür Fh.uù¡$hdtunl


dü¡tbælirih¡gm lLdr J¡h¡r ælül3Edaæ11 hfbbtrfr¡Fl 9!bldô1. Sptrdd{tcmAl6elr{


drÂùglh.grlm d6rVorljtrË


Baur,dan f 3.2C¡2
Dhtkrr


Ollen blÊlbt dis Abg€ltung des t<.uÈMèhrbedarfs auf dfl Llll3W4A
Oe entsrÈch€nda Forderung der BVEì wid ggf. ln elnrr Elnmalæhl!ng abgBgolten


E-
-E@
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Leistungsvereinbarung des Kantons Basel-Stadt mit den Basler Verkehrsbetrieben 2012
(basierend auf dar Plan-Lini€nrschnung 2012)


Pl¡n-Llnlenrochnung WGfl€rc lnformttionsn und Konnzahln


Ñ'iå"*ö
sfra,xi Riehø /


Ej(lrâfahrtsn'älü.to¡r.ìF


Komliuon ¡u¡ Ubrrlalúng von d.r
Dockung¡lilcke zu. Abgalü¡nga¡umms


FusEnotrn 4 dan s¡Elnon'Llnlan":
!¡8pü&¡.Èor FrrÐ9 ¡{Ét L 3t 6, 8, 1{ 15, 16, 3õ UE !l.[Otì
q lJr¡. a: ln dr rsgádhtr HV¿ rÍd dr Entlslug d€. L 6 þie Nb Kfi ds t2 M ES[s bÀ Rha'æ Dql slt'4dt (1 i úr+.¡E)
o Lsi¡$: r¡w¡¡æluôru¡o L3 l RrJltíg H*msfiú, 138 Ri$lu¡! l¡ltnlglskúJrE


'rltrEid dr. 8l6ds Efdrl dl. l-nlê 3ß .!dr 4 Sffnlq {dmlh z*b.lls CbtrdsÞ ùd 8d{ün
ü, Moti@Þn dårl-irjnÈRoor{¡rirdi.r 31tr8, d€ æll mpàbt amfiddd srû¡, *dÉn h ddolh¡{qtúdlhg A}r3bqùct¡¡*ügl
r c?E¡ilr: Nú @'sEdA ¡6g#b iþfrðd Z$tl¡kistwEen G|Mle), dF En6 !8t lbr d¡o r¿ld¡É h¡r in dþ Rdrru4 6ln


ln dsÁbodtiEMru bsirñùl: SlÉ#, Fæmht, 1*l*!6t+eier, lræn, ;rddlEpþlo SI Jatob.
t glf Ll0, ll, u: 


^c!ÉbdÐit¡¡elbts 
uibþac UnMd dsv d,8LT ftäbñftn lnlt-6h*ll4 dnndìnes6ilh; Mlhøüungsûd${urE 8Lf lgm SM¡Éfd0l


ó^b€.1h0 Êh EBG: W.ri.2C11, dlåflg. Vâ¡¡nd.rungÉn 2ol2mrd.n lm lt@mb.r ãÌ12 mll ûr LÉ4 R¡ts wcrmd


uischen ke¡kulatüirdrân AbrciGlbungm li¡r lnvesälion8n Bahrlnfrastni{ur (516 BVB€G) gsm. Betriebsbuchhattrng (lnkl


I und d€rì beim Kanbn g€pliltm sffekliw Abçchrcibongtr g6måôs Flnenzfuchhaltung


góptante sffEhivê Ab3drrsibongm gem, Finardüdìhaltung im BereÌct der Bâhninhaslruktr[ sll 1.1 2m im BVD budgeüerl


(kdkuãüÍsch z¡r ef6Hiv): Aufrechmg da kallllaltrisù€n ZNfl gåmåst B€tri€òEbudfialtung ã."ü9i g€plant8 ZinprlÉge


LV (ühigs lnmtjliomn gem, $17 BVB€G) ebzüglicì g€dâIlte €ffBldiye Absclmlh¡çm gdn, Finenzbushhaltung.


ctÉttung dsrAbschcÍbugä für die JahE 201ù13 wsden 2011 Ri¡cksHlmgen g€b¡Hel Spi¡lsr erfolgt sine Auffõsu¡g


dê¡ AbgdtuBssummô ds Vorjah¡ss


Baæ|, dm Bsær,den ZA.'S ' ?s t2


Regierur€sÉt Dr. Hansp€têr Wesæls. Vorsteher 8VD


Offgn ble¡bt d¡e Abgeltung des KurFMehôeCarfs auf den L31,88/48
D¡e entsprchende Forderung der BVB wird ggf. in einer Einmalahlung afuegolten


Jü€
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